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I. EINLEITUNG

Im Einklang mit Artikel 294 AEUV und mit der Gemeinsamen Erkldarung zu den praktischen
Modalititen des Mitentscheidungsverfahrens! haben der Rat, das Européische Parlament und die
Kommission informelle Gespréache gefiihrt, um in erster Lesung zu einer Einigung {iber dieses

Dossier zu gelangen.

In diesem Zusammenhang hat der Vorsitzende des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz

und Inneres (LIBE), Juan Fernando LOPEZ AGUILAR (S&D, ES), im Namen des Ausschusses

einen Kompromissinderungsantrag (Anderungsantrag 131) zu dem oben genannten Vorschlag fiir
eine Verordnung vorgelegt, zu dem er einen Berichtsentwurf erstellt hatte. Uber diesen
Anderungsantrag war bei den genannten informellen Gespriichen Einvernehmen erzielt worden.

AuBerdem hat die ID-Fraktion elf Anderungsantriige (Anderungsantriige 132 bis 143) eingereicht.

1 ABIL. C 145 vom 30.6.2007, S. 5.
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II. ABSTIMMUNG

Das Parlament hat bei seiner Abstimmung im Plenum vom 10. April 2024 den
Kompromissinderungsantrag (Anderungsantrag 131) zu dem oben genannten
Verordnungsvorschlag angenommen. Es wurden keine weiteren Anderungsantriige angenommen.
Der Kommissionsvorschlag in der gednderten Fassung stellt den Standpunkt des Parlaments in

erster Lesung dar und ist in dessen legislativer EntschlieBung (siche Anlage) enthalten?.

Der Standpunkt des Parlaments entspricht der zuvor zwischen den Organen getroffenen

Vereinbarung. Folglich diirfte der Rat in der Lage sein, den Standpunkt des Parlaments zu billigen.

Der Gesetzgebungsakt wiirde anschlieBend in der Fassung des Standpunkts des Parlaments erlassen.

Im Standpunkt des Parlaments in der Fassung der legislativen EntschlieBung sind die am
Kommissionsvorschlag vorgenommenen Anderungen wie folgt markiert: Ergéinzungen zum
Kommissionsvorschlag sind durch Fettdruck und Kursivschrift kenntlich gemacht. Das
Symbol ,, I “ weist auf Textstreichungen hin.
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ANLAGE
(10.4.2024)

P9 _TA(2024)0178

Bewailtigung von Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt

Legislative Entschliefung des Européischen Parlaments vom 10. April 2024 zu dem
Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur
Bewiltigung von Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt im Bereich
Migration und Asyl (COM(2020)0613 — C9-0308/2020 — 2020/0277(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europdische Parlament,

unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Européische Parlament und
den Rat (COM(2020)0613),

gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und die Artikel 78 Absatz 2 Buchstaben ¢, d und e und
Artikel 79 Absatz 2 Buchstabe c des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde

(C9-0308/2020),

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der vorgeschlagenen
Rechtsgrundlage,

gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 und Artikel 78 Absatz 2 Buchstaben d und e des
Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

unter Hinweis auf die vom italienischen Senat und vom ungarischen Parlament im
Rahmen des Protokolls Nr. 2 iiber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiaritdt und
der VerhéltnisméBigkeit vorgelegten begriindeten Stellungnahmen, in denen geltend
gemacht wird, dass der Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht mit dem
Subsidiarititsprinzip vereinbar ist,

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses vom 30. April 20211,

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 19. Mérz
20212,

unter Hinweis auf die vorldufige Einigung, die geméal Artikel 74 Absatz 4 seiner

ABI. C 155 vom 30.4.2021, S. 58.
ABI. C 175 vom 7.5.2021, S. 32.



Geschiftsordnung vom zustdndigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom
Vertreter des Rates mit Schreiben vom 8. Februar 2024 gemachte Zusage, den
Standpunkt des Parlaments gemal3 Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union zu billigen,

gestiitzt auf die Artikel 59 und 40 seiner Geschéftsordnung,

unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und
Inneres (A9-0127/2023),

legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt,
entscheidend dndert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu éndern;

beauftragt seine Prasidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu libermitteln.



P9_TC1-COD(2020)0277

Standpunkt des Européischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 10. April 2024 im
Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2024/... des Europiischen Parlaments und des
Rates zur Bewiiltigung von Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt im Bereich
Migration und Asyl und zur Anderung der Verordnung (EU) 2021/1147

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf Artikel 78

Absatz 2 Buchstabenl dunde,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses!,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemif} dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,?

1 ABI. C 155 vom 30.4.2021, S. 58.

2 ABL. C 175 vom 7.5.2021, S. 21.

3 Standpunkt des Europdischen Parlaments und des Rates vom .10. April 2024.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)

)

3

Mit der Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sollte die Union
sicherstellen, dass Personen an den Binnengrenzen nicht kontrolliert werden, eine
gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl I und Migration, Kontrollen an den
AuBengrenzen und Riickfithrung entwickeln und unerlaubte Migrationsbewegungen
zwischen Mitgliedstaaten verhindern, gegriindet auf Solidaritit und die gerechte
Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen den Mitgliedstaaten, die unter
uneingeschriankter Achtung der Grundrechte auch gegeniiber Drittstaatsangehorigen und

Staatenlosen angemessen ist.

Es bedarf eines Gesamtkonzepts mit dem Ziel, das gegenseitige Vertrauen zwischen den
Mitgliedstaaten zu stirken I , wobei festzustellen ist, dass die Wirksamkeit des
Gesamtkonzepts davon abhingt, dass alle Komponenten gemeinsam angegangen und auf

integrierte Weise umgesetzt werden.

Die Union und ihre Mitgliedstaaten kéonnten mit sehr unterschiedlichen
Migrationsherausforderungen konfrontiert sein, insbesondere in Bezug auf den Umfang
und die Zusammensetzung der eintreffenden Personengruppen. Daher ist es von
entscheidender Bedeutung, dass die Union mit einer Vielzahl von Instrumenten
ausgestattet wird, um auf alle Arten von Situationen reagieren zu kénnen. Mit dem in
der Verordnung (EU) 2024/... des Europiiischen Parlaments und des Rates** dargelegten
Gesamtkonzept, auch durch Partnerschaften mit einschligigen Drittlindern, sollte
sichergestellt werden, dass der Union spezifische Vorschriften fiir ein wirksames
Migrationsmanagement, insbesondere die Aktivierung eines obligatorischen
Solidaritdtsmechanismus, zur Verfligung stehen und dass alle notwendigen Maflnahmen

getroffen werden, um Krisen vorzubeugen. Mit der vorliegenden Verordnung werden

Verordnung (EU) 2024/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... {iber Asyl-
und Migrationsmanagement, zur Anderung der Verordnungen (EU) 2021/1147 und (EU)
2021/1060 sowie zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 (ABL L ..., ELI: ...).
ABI.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und
ELI der genannten Verordnung in die FuBBnote einfiigen.
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Vorschriften festgelegt, die dieses Konzept sowie die in der Richtlinie 2001/55/EG des

Rates’ festgelegten Vorschriften erginzen und parallel dazu angewandt werden konnen.
geleg g ¥4 g

S Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 iiber Mindestnormen fiir die
Gewihrung voriibergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen
und Mallnahmen zur Foérderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit

der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die
Mitgliedstaaten (ABI. L 212 vom 7.8.2001, S. 12).
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4

Auch wenn die notwendigen vorbeugenden MaBBnahmen getroffen werden, kann nicht
ausgeschlossen werden, dass eine Krisensituation oder eine Situation hoherer Gewalt im
Bereich Migration und Asyl aus Umstidnden entsteht, die sich der Kontrolle der Union und
ihrer Mitgliedstaaten entziehen. Zu diesen aufiergewiohnlichen Situationen konnen
Massenankiinfte von Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen im Hoheitsgebiet eines
oder mehrerer Mitgliedstaaten, Situationen der Instrumentalisierung von Migranten
durch einen Drittstaat oder einen feindseligen nichtstaatlichen Akteur mit dem Ziel, den
Mitgliedstaat oder die Union zu destabilisieren, oder eine Situation héherer Gewalt in
dem jeweiligen Mitgliedstaat ziihlen. Unter solchen Umstinden ist es moglich, dass die
Mapnahmen und die Flexibilitiit, die in der Verordnung (EU) 2024/..." und in der
Verordnung (EU) 2024/... des Europiiischen Parlaments und des Rates®" " vorgesehen
sind, moglicherweise nicht fiir die Bewiiltigung solcher aufiergewéhnlicher Situationen
ausreichen. Diese aufiergewohnlichen Situationen unterscheiden sich von jenen, in
denen ein Mitgliedstaat aufgrund der kumulativen Wirkung von Ankiinften auf seine
gut vorbereiteten Asyl-, Aufnahme- und Migrationssysteme mit einer ausgeprigten
Migrationslage konfrontiert ist, oder in der ein Mitgliedstaat aufgrund der
Groffenordnung der Ankiinfte, die nicht das Ausmaf; von Massenankiinften erreichen,
unter Migrationsdruck steht, die dennoch fiir seine gut vorbereiteten Systeme
unverhiltnismdfige Verpflichtungen mit sich bringt und fiir die in der Verordnung
(EU) 2024/..." die einschligigen Mafinahmen vorgesehen sind. Ferner beriihrt diese
Verordnung nicht die Wahrnehmung der Zustindigkeiten der Mitgliedstaaten fiir die
Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

Verordnung (EU) 2024/... des Européischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Einfiihrung eines gemeinsamen Verfahrens zur Gewihrung internationalen Schutzes in der
Union und zur Authebung der Richtlinie 2013/32/EU (ABI. L ..., ELIL: ...).

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24 (2016/0224A
(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und
ELI der genannten Verordnung in die FuBlnote einfiigen.

8587/24
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(5)

(6)

()

Ziel dieser Verordnung ist es, die Vorsorge und Resilienz der Union zur Bewiltigung
von Krisensituationen zu verbessern und die operative Koordinierung, die
kapazititsbezogene Unterstiitzung und die Verfiigbarkeit von Finanzmitteln in

Krisensituationen zu erleichtern.

Diese Verordnung gewiihrleistet die wirksame Anwendung des Grundsatzes der
Solidaritit und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den
Mitgliedstaaten sowie die Anpassung der einschldgigen Vorschriften fiir das
Asylverfahren, einschliefilich der Anwendung des raschen Verfahrens, damit die
Mitgliedstaaten und die Union iiber die erforderlichen rechtlichen Instrumente verfiigen,
um rasch auf Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt zu reagieren,

einschlieBlich der Anpassung der Fristen fiir die Durchfiihrung aller Verfahren.

Mit dieser Verordnung wird sichergestellt, dass die Mitgliedstaaten in Krisensituationen
und Situationen hoherer Gewalt uneingeschrinkt unterstiitzt werden, unter anderem
durch den Solidarititsmechanismus, der eine gerechte Aufteilung der
Verantwortlichkeiten und eine ausgewogene Verteilung der Belastungen zwischen den

Mitgliedstaaten in Krisensituationen gewdhrleistet.
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(8)

Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten von Drittstaatsangehérigen
und Staatenlosen und den Grundsdtzen, die mit der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union (im Folgenden ,,Charta“), insbesondere der Achtung und dem
Schutz der Menschenwiirde, dem Verbot der Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe, der Achtung des Privat- und Familienlebens,
dem Grundsatz des Kindeswohls, dem Recht auf Asyl und Schutz bei Abschiebung,
Ausweisung oder Auslieferung, und mit dem Genfer Abkommen iiber die Rechtsstellung
der Fliichtlinge vom 28. Juli 1951 in der durch das New Yorker Protokoll vom

31. Januar 1967 ergiinzten Fassung (im Folgenden ,,Genfer Fliichtlingskonvention*)
anerkannt wurden. Diese Verordnung sollte im Einklang mit der Charta und den
allgemeinen Grundsiitzen des Unionsrechts sowie des Volkerrechts durchgefiihrt
werden. Um der vorrangigen Beriicksichtigung des Kindeswohls im Einklang mit dem
Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes von 1989 und der
Notwendigkeit der Achtung des Familienlebens sowie des Schutzes der Gesundheit der
betreffenden Personen Rechnung zu tragen, sollten Garantien fiir Minderjihrige und
ihre Familienangehorigen sowie fiir Personen, die internationalen Schut; beantragen
(im Folgenden ,,Antragsteller*), deren Gesundheitszustand eine spezifische,
angemessene Unterstiitzung erfordert, angewandt werden. Die Vorschriften und
Garantien der Verordnung (EU) 2024/..." sollten weiterhin fiir Personen gelten, auf die
die in der vorliegenden Verordnung festgelegten Ausnahmen Anwendung finden, sofern
in der vorliegenden Verordnung nichts anderes bestimmt ist. Die Vorschriften der
Richtlinie (EU) 2024/... des Europiiischen Parlaments und des Rates’" ", einschlieflich
der Vorschriften iiber die Inhaftnahme von Personen, die internationalen Schutz
beantragen, sollten ab dem Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen

Schutz weiterhin gelten.

++

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen und die zugehdrige FuBBnote vervollstandigen.

Richtlinie (EU) 2024/... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... zur Festlegung
von Normen fiir die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen

(ABL. L ..., ELIL: ...).

ABI.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 63/23 (2016/0222
(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und
ELI der genannten Verordnung in die FuBBnote einfiigen.
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)

(10)

Diese Verordnung sieht keine Ausnahmen von den Vorschriften und Garantien, auch in
Bezug auf materielle Aufnahmebedingungen, gemdf} der Richtlinie (EU) 2024...
[Richtlinie iiber Aufnahmebedingungen]” vor. Ein Mitgliedstaat in einer Krisensituation
sollte zusdtzliche und ausreichende personelle und materielle Ressourcen bereitstellen,
um seinen Verpflichtungen gemdf der genannten Richtlinie

2024/...2024/...nachkommen 7u konnen.

Die Vorschriften und Garantien der Verordnungen (EU) 2024/..5*", (EU) 2024/...°"**
und (EU) 2024/..."""*" des Europiiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie

++

++

10

HH++

ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 63/23 (2016/0222 (COD))
einfligen.

Verordnung (EU) 2024/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Einfiihrung der
Uberpriifung von Drittstaatsangehdrigen an den AuBengrenzen und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/817
(ABL L ..., ELL ...).

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 20/24 (2020/0278
(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und
ELI der genannten Verordnung in die FuBnote einfiigen.

Verordnung (EU) 2024/... des Européischen Parlaments und des Rates vom ... liber die
Einrichtung von Eurodac fiir den Abgleich biometrischer Daten zur effektiven Anwendung
der Verordnungen (EU) I .../...und (EU) I .../...++ des Europédischen Parlaments und des
Rates und der Richtlinie 2001/55/EG sowie zur Feststellung der Identitét illegal authéltiger
Drittstaatsangehoriger oder Staatenloser und iliber der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
dienende Antrige der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehérden der Mitgliedstaaten
und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten, zur Anderung der Verordnungen (EU)
2018/1240 und (EU) 2019/818 des Européischen Parlaments und des Rates und zur
Authebung der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des Europdischen Parlaments und des
Rates (ABI. L ..., ELI: ...).

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 15/24 (2016/0132
(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und
ELI der genannten Verordnung in die FuBlnote einfligen.

Verordnung (EU) 2024/... des Europédischen Parlaments und des Rates vom ... iiber
Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Personen,
denen internationaler Schutz gewdhrt wurde, fiir einen einheitlichen Status fiir Fliichtlinge
oder fiir Personen mit Anspruch auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des gewéhrten
Schutzes, zur Anderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates und zur Aufhebung der
Richtlinie 2011/95/EU des Européischen Parlaments und des Rates (ABL. L ..., ELI: ...).
ABI.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 70/23 (2016/0223
(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und
ELI der genannten Verordnung in die FuBBnote einfiigen.
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(11

(EU) 2024/.."""*"*" des Europiiischen Parlaments und des Rates sollten ungeachtet der
Ausnahmeregelungen nach der vorliegenden Verordnung weiterhin gelten. Die
Mitgliedstaaten sollten die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen nur im
Einklang mit den fiir diese Mafinahmen geltenden Voraussetzungen anwenden, die im
einschliigigen, gemdpf der vorliegenden Verordnung angenommenen
Durchfiithrungsbeschluss des Rates vorgesehen sind und wenn dies unbedingt

erforderlich und verhdiltnismdfig ist.

Die Annahme von Mafinahmen gemdpf dieser Verordnung in Bezug auf einen
bestimmten Mitgliedstaat sollte nicht die Moglichkeit beriihren, Artikel 78 Absatz 3 des

Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdiischen Union (AEUV) anzuwenden.

11

-+

Richtlinie (EU) 2024/...2024/... des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung
der Richtlinie 2011/36/EU zur Verhiitung und Bekdmpfung des Menschenhandels und zum
Schutz seiner Opfer (ABL. L ..., ELI: ...).

ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 14/24 (2022/0426 (COD))
in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die Amtsblattfundstelle und ELI der
genannten Verordnung in die FuBBnote einfiigen.
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(12)

Massenankiinfte von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen konnten dazu fiihren,
dass ein Mitgliedstaat nicht in der Lage ist, die Antrige von Drittstaatsangehdorigen und
Staatenlosen auf internationalen Schutz im Einklang mit den Vorschriften der
Verordnung (EU) 2024/..." und der Verordnung (EU) 2024/..."" zu bearbeiten; dies wirkt
sich auf das Funktionieren des Asyl- und Migrationssystems nicht nur in diesem
Mitgliedstaat, sondern in der Union insgesamt aus. Es ist daher erforderlich, spezifische
Vorschriften und Mechanismen festzulegen, die wirksame Mallnahmen zur Bewiéltigung

solcher Situationen ermoglichen.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen und die zugehdrige FuBBnote vervollstandigen.
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(13) Die Mitgliedstaaten sollten iiber ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen
und die erforderliche Infrastruktur zur wirksamen Umsetzung der Asyl- und
Migrationspolitik verfiigen. Die Mitgliedstaaten sollten eine angemessene
Koordinierung zwischen den zustiindigen nationalen Behdrden sowie mit den nationalen
Behorden der anderen Mitgliedstaaten sicherstellen, um dafiir zu sorgen, dass ihr
Asylsystem, Aufnahmesystem, einschlieflich Kinderschutzdienste, oder
Riickkehrsystem — auch in Bezug auf Vorsorge und Notfallplanung — gut geriistet ist

und dass jede Komponente iiber eine ausreichende Kapazitit verfiigt.

(14) Eine Instrumentalisierungssituation konnte entstehen, wenn ein Drittstaat oder ein
feindseliger nichtstaatlicher Akteur Reisen von Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen
an die Aufiengrenzen der Union oder in einen Mitgliedstaat fordert oder erleichtert,
wobei diese Handlungen auf die Absicht eines Drittstaats oder feindseligen
nichtstaatlichen Akteurs hindeuten, die Union oder einen Mitgliedstaat zu
destabilisieren, sofern diese Handlungen wesentliche Funktionen eines Mitgliedstaats,
einschlieflich der Aufrechterhaltung der éffentlichen Ordnung oder des Schutzes seiner

nationalen Sicherheit, gefihrden konnten.
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(15)

(16)

(17)

(18)

(19)

Fiille, in denen nichtstaatliche Akteure an organisierter Kriminalitiit, insbesondere
Schleuserkriminalitiit, beteiligt sind, sollten nicht als Instrumentalisierung von
Migranten betrachtet werden, wenn das Ziel nicht darin besteht, die Union oder einen

Mitgliedstaat zu destabilisieren.

Humanitiire Hilfe sollte nicht als Instrumentalisierung von Migranten betrachtet
werden, wenn das Ziel nicht darin besteht, die Union oder einen Mitgliedstaat zu

destabilisieren.

Um eine sofortige und angemessene Reaktion auf hybride Bedrohungen im Einklang
mit dem Unionsrecht und internationalen Verpflichtungen zu gewihrleisten, liegt der
Schwerpunkt dieser Verordnung unbeschadet der Mafinahmen, die in anderen
Politikbereichen und Rechtsinstrumenten gelten, auf den spezifischen Mafinahmen im

Bereich Migration, mit denen Situationen der Instrumentalisierung begegnet werden

soll.

Im Fall einer Instrumentalisierungssituation konnten an den Aufiengrenzen oder in
Transitzonen eines Mitgliedstaats Drittstaatsangehorige und Staatenlose einen Antrag
auf internationalen Schutz stellen, wobei es sich hdufig um Personen handelt, die beim
unerlaubten Uberschreiten der Aufengrenze eines Mitgliedstaats auf dem Land-, See-
oder Luftweg aufgegriffen oder nach Such- und Rettungseinsdtzen ausgeschifft wurden.
Dies kann insbesondere zu einem unerwarteten erheblichen Anstieg der Belastung
durch die Antriige auf internationalen Schutz an den Aufiengrenzen fiihren. In diesem
Zusammenhang muss im Einklang mit Artikel 18 der Charta und der Genfer
Fliichtlingskonvention ein effektiver und echter Zugang zum Verfahren zur Gewihrung

internationalen Schutzes gewihrleistet sein.

Fiir Zypern enthiilt die Verordnung (EG) Nr. 866/2004 des Rates'’ besondere
Vorschriften fiir die Trennungslinie zwischen den Landesteilen der Republik Zypern, in
denen die Regierung der Republik Zypern eine tatsichliche Kontrolle ausiibt, und den

Landesteilen, in denen sie keine tatsichliche Kontrolle ausiibt. Obwohl diese
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Verordnung (EG) Nr. 866/2004 des Rates vom 29. April 2004 {iber eine Regelung nach
Artikel 2 des Protokolls Nr. 10 zur Beitrittsakte (ABI. L 161 vom 30.4.2004, S. 128).
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Trennungslinie keine Aufiengrenze darstellt, sollte eine Situation, in der ein Drittstaat
oder ein feindseliger nichtstaatlicher Akteur Reisebewegungen von
Drittstaatsangehérigen oder Staatenlosen zum Uberschreiten dieser Trennungslinie
fordert oder erleichtert, als Instrumentalisierung betrachtet werden, wenn alle iibrigen

Elemente der Instrumentalisierung gegeben sind.

(20) Ein Mitgliedstaat kann auch mit ungewohnlichen und unvorhersehbaren Ereignissen
konfrontiert sein, auf die er keinen Einfluss hat und deren Folgen trotz Anwendung der
gebotenen Sorgfalt nicht hitten vermieden werden konnen. Solche Situationen héherer
Gewalt konnten den Mitgliedstaat daran hindern, seinen Verpflichtungen aus dem
Unionsrecht nachzukommen, und Folgen nicht nur in diesem Mitgliedstaat, sondern in
der gesamten Union haben. Bei Situationen hoherer Gewalt handelt es sich unter

anderem um Pandemien oder Naturkatastrophen.
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(21) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass er sich in einer Krisensituation oder einer
Situation hoherer Gewalt befindet, so sollte es diesem Mitgliedstaat moglich sein, um die
Genehmigung der in dieser Verordnung vorgesehenen Ausnahmeregelungen und
Solidarititsmafinahmen zu ersuchen. Dieses Ersuchen sollte eine Lagebeschreibung
enthalten und festlegen, welche Mafinahmen beantragt werden, um die spezifische
Situation zu bewiiltigen. Es sollte auch die Griinde auffiihren, aus denen die Situation
diese Mafinahmen erfordert, und gegebenenfalls die bereits ergriffenen

Abhilfemafinahmen enthalten.

(22) Die Anwendung von Mafinahmen im Rahmen des Stindigen EU-Instrumentariums zur
Migrationsunterstiitzung gemiiff Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/..." (im
Folgenden , Instrumentarium*) sollte keine Voraussetzung fiir die Inanspruchnahme

von Solidarititsmaffnahmen gemdpf der vorliegenden Verordnung sein.

(23) In einer Krisensituation sollte der mit einer solchen Situation konfrontierte Mitgliedstaat
die Moglichkeit haben, andere Mitgliedstaaten um Solidaritits- und
Unterstiitzungsmafinahmen zu ersuchen, die seinen Bediirfnissen am besten
entsprechen, um diese Situation zu bewiltigen, und die eine verstiirkte Solidaritiit im
Vergleich zu der in der Verordnung (EU) 2024/... " vorgesehenen erfordern, um die
Verantwortlichkeit des Mitgliedstaats fiir die Bewiltigung einer Krisensituation zu
mindern. Die verstirkten Solidaritiits- und Unterstiitzungsmafinahmen konnten in Form
von Ubernahmen, Finanzbeitrigen, alternativen Solidarititsmaffnahmen oder einer

Kombination dieser Mafinahmen erfolgen.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(24)

In Krisensituationen oder Situationen héherer Gewalt sollte der mit einer solchen
Situation konfrontierte Mitgliedstaat die Moglichkeit haben, um die Genehmigung zu
ersuchen, Ausnahmen von den einschliigigen Vorschriften iiber das Asylverfahren,
einschlieflich des Asylverfahrens an der Grenze, anzuwenden. Soweit relevant, sollten
solche Ersuchen auch die Wahl des betreffenden Mitgliedstaats hinsichtlich des
Ausschlusses vom oder der Einstellung des Grenzverfahrens fiir bestimmte Kategorien
von Antragstellern umfassen. Zusammen mit einem solchen Ersuchen sollte es dem
betreffenden Mitgliedstaat moglich sein, der Kommission mitzuteilen, dass er
beabsichtigt, die Ausnahmeregelung fiir die Registrierungsfrist anzuwenden, bevor dies
mit dem Durchfiihrungsbeschluss des Rates genehmigt wird, sowie die genauen Griinde
fiir die Erforderlichkeit eines sofortigen Handelns mitzuteilen. Die Anwendung dieser
Ausnahme sollte zehn Tage ab dem auf das Ersuchen folgenden Tag nicht
iiberschreiten, es sei denn, dies wird im Durchfiihrungsbeschluss des Rates genehmigt.
Die Kommission und der Rat sollten bei der Wahrnehmung ihrer jeweiligen
Zustindigkeiten im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ziigig vorgehen, um die
zeitliche Liicke zwischen dem Ende eines solchen Zeitraums und dem Erlass des

entsprechenden Durchfiihrungsbeschlusses des Rates zu begrenzen.

(25) Da es vorkommen kénnte, dass ein Mitgliedstaat mit mehreren der in dieser Verordnung
beschriebenen Situationen gleichzeitig konfrontiert ist, ist es diesem Mitgliedstaat
maoglich, dass dieser Mitgliedstaat verschiedene Maffnahmen gemdpf dieser Verordnung
beantragt und ermdichtigt wird, diese Mafinahmen, die einander ergiinzen sollen,
gleichzeitig anzuwenden oder in Anspruch zu nehmen.
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(26) Um eine angemessene Bewiiltigung einer Krisensituation, einschliefilich
Instrumentalisierung, oder einer Situation hoherer Gewalt zu ermdglichen und um die
Vorhersehbarkeit und eine angemessene Anpassung der einschligigen Vorschriften
iiber das Asylverfahren in solchen Situationen, einschliefilich des Asylverfahrens an der
Grenze, zu gewdihrleisten, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, die
Lage nach einem begriindeten Ersuchen des betreffenden Mitgliedstaats zu bewerten
und im Wege eines Durchfiihrungsbeschlusses zu bestimmen, ob der ersuchende
Mitgliedstaat mit einer Krisensituation, einschlieflich Instrumentalisierung, oder einer

Situation hoherer Gewalt konfrontiert ist.
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(27) In einer Krisensituation sollten die Solidarititsmaffnahmen zur Bewiiltigung einer
solchen Situation iiber die in der Verordnung (EU) 2024/..." vorgesehenen Mafinahmen
hinausgehen. Aus diesem Grund sollte die Kommission bei der Bewertung der Lage die
quantitativen und qualitativen Indikatoren gemiifpy Artikel 9 dieser Verordnung und die
vom ersuchenden Mitgliedstaat vorgelegten fundierten Informationen sowie die gemdfy
der Verordnung (EU) 2021/2303 des Europiiischen Parlaments und des Rates’® und der
Verordnung (EU) 2019/1896 des Europiiischen Parlaments und des Rates'*
gesammelten Informationen sowie den in der Verordnung (EU) 2024/... genannten
Jihrlichen Europdischen Asyl- und Migrationsbericht beriicksichtigen. In Situationen
der Instrumentalisierung sollte die Kommission aufierdem die Griinde beriicksichtigen,
weshalb das Instrumentarium nicht ausreicht, um die Situation zu bewiiltigen. Die
Kommission sollte die einschliigigen Agenturen, insbesondere die Asylagentur der
Europdischen Union (im Folgenden ,,Asylagentur*), die Europiiische Agentur fiir die
Grenz- und Kiistenwache und die Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte
sowie internationale Organisationen, insbesondere das Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (UNHCR) und die Internationale Organisation fiir
Migration (IOM), und andere einschliigige Organisationen konsultieren, um
ausreichende Informationen einzuholen, damit sie angemessen beurteilen kann, ob der
ersuchende Mitgliedstaat mit einer Krisensituation, einschliefilich Instrumentalisierung,

oder einer Situation héoherer Gewalt konfrontiert ist.

* ABI.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

Verordnung (EU) 2021/2303 des Européischen Parlaments und des Rates vom

15. Dezember 2021 iiber die Asylagentur der Europdischen Union und zur Aufhebung der
Verordnung (EU) Nr. 439/2010 (ABI. L 468 vom 30.12.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2019/1896 des Européischen Parlaments und des Rates vom

13. November 2019 iiber die Européische Grenz- und Kiistenwache und zur Authebung
der Verordnungen (EU) Nr. 1052/2013 und (EU) 2016/1624 (ABI. L 295 vom 14.11.2019,
S. 1).
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(28)

(29)

Um ein hohes Maf an politischer Kontrolle und Unterstiitzung zu gewdhrleisten und die
Solidaritiit der Union zum Ausdruck zu bringen, ist die Uberlegung relevant, ob der
Europdische Rat festgestellt hat, dass die Union oder einer oder mehrere ihrer
Mitgliedstaaten mit einer Situation der Instrumentalisierung von Migranten konfrontiert
ist bzw. sind. Die Instrumentalisierung von Migranten konnte die wesentlichen
Funktionen eines Mitgliedstaats, einschlieflich der Aufrechterhaltung der offentlichen

Ordnung oder des Schutzes seiner nationalen Sicherheit, gefihrden.

Um eine angemessene Reaktion zu ermaoglichen, die erforderlich und verhiiltnismdfig
ist, um die Situation zu bewiiltigen, sollte der Kommissionsvorschlag, soweit zutreffend,
die spezifischen Ausnahmeregelungen enthalten, die die Mitgliedstaaten anwenden
diirfen. Im Fall einer Instrumentalisierungssituation sollten die Personen, die
instrumentalisiert werden und auf die die einschligigen Ausnahmen angewandt werden
konnten, eindeutig identifiziert werden. In einer Krisensituation sollte die Kommission
sofern angezeigt und nach Konsultation des von der Krisensituation betroffenen
Mitgliedstaats in ihren Vorschlag einen Entwurf eines Plans fiir
Solidarititsmaffnahmen aufnehmen, in dem die einschligigen Solidarititsmaffnahmen
und ihr fiir die spezifische Situation erforderlicher Umfang aufgefiihrt sind,
einschlieplich der Gesamtmenge der Ubernahmen, der Finanzbeitrige oder alternativer
Solidarititsmaffnahmen und ihres Umfangs, wobei anerkannt wird, dass die
verschiedenen Arten der Solidaritiit gleichwertig sind und das uneingeschréinkte

Ermessen der Mitgliedstaaten bei der Wahl der Solidarititsmafinahmen gewahrt bleibt.
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(30) Wiihrend in einer Situation eines Migrationsdrucks Ubernahmen oder Verrechnungen
der Verantwortlichkeiten 60 % des Ubernahmebedarfs gemiiff der Verordnung (EU)
2024/..." abdecken sollen, ist es in Krisensituationen wichtig, dass alle
Solidarititserfordernisse des betreffenden Mitgliedstaats beriicksichtigt werden. Aus
diesem Grund sollte der mit der Krisensituation konfrontierte Mitgliedstaat bei der
Festlegung eines Plans fiir Solidarititsmaffnahmen durch einen
Durchfiihrungsbeschluss des Rates Vorrang bei der Nutzung von nicht zugewiesenen
Solidarititszusagen oder noch nicht umgesetzten Solidarititszusagen haben, die in dem
mit Artikel 57 der Verordnung (EU) 2024/..." eingerichteten jihrlichen Solidarititspool
verfiigbar sind. Ist dies nicht moglich oder sind im jihrlichen Solidarititspool keine
ausreichenden Zusagen vorhanden, um den ermittelten Bedarf zu decken, so sollte der
von der Krisensituation betroffene Mitgliedstaat auch die im Durchfiithrungsbeschluss
des Rates enthaltenen Beitrige nutzen konnen, wobei anerkannt wird, dass die
verschiedenen Arten der Solidaritiit gleichwertig sind. Sollte die Kombination der im
Jjéahrlichen Solidarititspool und im Durchfiihrungsbeschluss des Rates verfiigbaren
Ubernahmezusagen zur Deckung des gesamten Bedarfs des betreffenden Mitgliedstaats
nicht ausreichen, so sollte die Verrechnung der Verantwortlichkeiten obligatorisch
vorgeschrieben werden, um den im Plan fiir Solidarititsmafinahmen festgelegten Bedarf
zu decken. Hierfiir miissten sich im Hoheitsgebiet des beitragenden Mitgliedstaats

Personen aufhalten, fiir die die Verrechnungen gelten.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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31) Krisensituationen oder Situationen hoherer Gewalt konnen auch die wesentlichen
Funktionen eines Mitgliedstaats gefihrden. Um das gegenseitige Vertrauen zwischen
den Mitgliedstaaten zu stirken und die Koordinierung auf Unionsebene zu verbessern,
sollten dem Rat Durchfiihrungsbefugnisse zum Erlass eines Durchfiihrungsbeschlusses
iibertragen werden, mit dem ein Mitgliedstaat ermdichtigt wird, die in dieser Verordnung
vorgesehenen Ausnahmeregelungen und Solidarititsmafinahmen anzuwenden, wenn
die festgelegten Voraussetzungen erfiillt sind. Der Zeitraum fiir die Anwendung der mit
dem urspriinglichen Durchfiihrungsbeschluss genehmigten Mafinahmen sollte drei
Monate betragen. Es sollte moglich sein, diesen Zeitraum um weitere drei Monate zu
verlingern, sobald die Kommission bestitigt hat, dass die Krisensituation oder die
Situation hoherer Gewalt fortbesteht. Dem Rat sollte die Befugnis iibertragen werden,
die Genehmigung zur Anwendung der Ausnahmeregelungen und
Solidarititsmaffnahmen auf der Grundlage eines Kommissionsvorschlags um bis zu drei
Monate weiter zu verlingern, wenn die Umstiinde, die die Verlingerung der
Ausnahmeregelungen und Solidarititsmafinahmen rechtfertigen, andauern. Es sollte
maoglich sein, diesen Zeitraum nach Bestitigung durch die Kommission um weitere drei
Monate zu verlingern. Der Rat sollte ermdiichtigt werden, die Anwendung der
Mafinahmen auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommission aufzuheben, wenn
die Umstiinde, die die Anwendung der Ausnahmeregelungen und
Solidarititsmaffnahmen rechtfertigen, nicht mehr gegeben sind. Es sollte moglich sein,
die angewandten Ausnahmeregelungen mit dem Beschluss iiber die Verlingerung der
Genehmigung zu dndern. Bei der Ausiibung ihrer Befugnisse und der Wahrnehmung
ihrer Zustindigkeiten sollten die Kommission und der Rat jederzeit sicherstellen, dass

die Grundsiitze der Verhiltnismdipigkeit und Notwendigkeit gewahrt werden.
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(32) Der Durchfiithrungsbeschluss des Rates sollte, soweit angemessen, die spezifischen
Ausnahmeregelungen angeben, die der Mitgliedstaat, der von einer Krisensituation oder
einer Situation hoherer Gewalt betroffen ist, je nach Art der jeweiligen
Ausnahmeregelung anwenden darf, und sollte den Zeitpunkt, ab dem diese gelten
konnten, festlegen. Dariiber hinaus sollte der Beschluss die ihm zugrundeliegenden

Griinde und den personlichen Geltungsbereich der Ausnahmeregelungen enthalten.

33) Mit dem Durchfiihrungsbeschluss des Rates sollte, soweit angemessen, ein Plan fiir
Solidarititsmaffnahmen festgelegt werden, in dem die erforderlichen spezifischen
Solidaritiits- und Unterstiitzungsmafinahmen und deren Umfang sowie die Zusagen der
beitragenden Mitgliedstaaten aufgefiihrt sind. Zu diesem Zweck sollte im Rahmen der
Annahme des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates ein Zusageverfahren durchgefiihrt
werden. Dabei ist es wichtig, den beitragenden Mitgliedstaaten bei der Wahl der Arten
von Solidaritiits- und Unterstiitzungsmafinahmen uneingeschriinktes Ermessen zu

gewdhren.

34) Da es wichtig ist, die in dieser Verordnung festgelegten Mafinahmen nur so lange und
soweit unbedingt erforderlich anzuwenden, sollten die Kommission und der Rat die Lage
hinsichtlich der Notwendigkeit und der Verhiiltnismdfigkeit dieser Mafinahmen stindig
iiberwachen und iiberpriifen. In diesem Zusammenhang sollte die Kommission
besonders auf die Einhaltung der Grundrechte und der humanitiren Standards achten
und sie kann die Asylagentur darum ersuchen, ein Uberwachungsverfahren des Asyl-
oder Aufnahmesystems des betreffenden Mitgliedstaats gemdf} Artikel 15 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2021/2303 einzuleiten.
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(35)

(36)

Die Verfahrensvorschriften der Verordnung (EU) 2024/..." fiir Ubernahmen I werden
angewendet, um die ordnungsgeméfe Umsetzung der SolidaritdtsmafBnahmen in
Krisensituationen zu gewéhrleisten, wobei der Schwere und Dringlichkeit der jeweiligen

Situation Rechnung zu tragen ist.

Um die reibungslose Umsetzung des Solidarititsmechanismus gemdif} dieser Verordnung
zu gewdhrleisten, sollte der EU-Solidarititskoordinator zusdtzlich zu den in der
Verordnung (EU) 2024/..." genannten Aufgaben Ubernahmemafinahmen unterstiitzen
und eine Kultur der Vorsorge, Zusammenarbeit und Resilienz zwischen den
Mitgliedstaaten fordern. In Krisensituationen sollte der EU-Solidaritéitskoordinator alle
zwei Wochen ein Bulletin iiber den Stand der Umsetzung und der Funktionsweise des
Ubernahmemechanismus vorlegen. Damit der EU-Solidarititskoordinator seine
Aufgaben gemdpf dieser Verordnung wirksam wahrnehmen kann, sollte sein Biiro mit
ausreichend Personal und Ressourcen ausgestattet sein. Bei der Durchfithrung von

Ubernahmen sollten vulnerable Personen vorrangig beriicksichtigt werden.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(37) Vulnerable Personen sollten bei der Ubernahme vorrangig beriicksichtigt werden,
insbesondere wenn sie besondere Bediirfnisse bei der Aufnahme im Sinne des
Artikels 24 der Richtlinie (EU) 2024/..." haben oder besondere Verfahrensgarantien
gemdf} den Artikeln 20 bis 23 der Verordnung (EU) 2024/..."" benétigen. Gemdifp
Artikel 24 der Richtlinie (EU) 2024/..." haben Antragsteller, die von einer der folgenden
Kategorien erfasst sind, voraussichtlich besondere Bediirfnisse bei der Aufnahme:
Minderjihrige, unbegleitete Minderjiihrige, Menschen mit Behinderungen, iiltere
Menschen, Schwangere, lesbische, schwule, bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche
Personen, Alleinerziehende mit minderjihrigen Kindern, Opfern von Menschenhandel,
Personen mit schweren korperlichen Erkrankungen, Personen mit psychischen
Storungen, einschliefilich posttraumatischer Belastungsstorungen, und Personen, die
Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer, oder
sexueller Gewalt erlitten haben, wie Opfern von geschlechtsspezifischer Gewalt, von
Verstiimmelung weiblicher Genitalien, von Kinderehen oder Zwangsverheiratung oder

von Gewalt, die sexuell, geschlechtsspezifisch, rassistisch oder religios motiviert ist.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24

(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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38)

Im Gegensatz zu den Vorschriften der Verordnung (EU) 2024/... *, nach denen die
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, Verantwortung iiber ihren angemessenen Anteil
hinaus zu iibernehmen, konnte die Umsetzung des Plans fiir Solidarititsmafinahmen
maoglicherweise dazu fiihren, dass ein oder mehrere beitragende Mitgliedstaaten iiber
ihren gerechten Anteil hinaus die Verantwortung fiir die Priifung von Antrigen auf
internationalen Schutz iibernehmen. In diesen Fiillen sollte ein solcher Mitgliedstaat
berechtigt sein, den iiber den gerechten Anteil hinausgehenden Teil bei der Umsetzung
der Solidarititszusagen im Rahmen der anstehenden jihrlichen Zyklen der Verordnung
(EU) 2024/..." iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren proportional zu kiirzen. Eine solche
Kiirzung konnte auch in einem gemdf} Artikel 4 Absatz 3 erlassenen
Durchfiihrungsbeschluss des Rates mit der entsprechenden Anzahl der Antriige iiber
den gerechten Anteil hinaus und innerhalb von fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt, zu dem
der Durchfiithrungsbeschluss des Rates, der den Mitgliedstaat dazu veranlasst hat, iiber
seinen gerechten Anteil hinauszugehen, nicht mehr in Kraft ist, angewendet werden. Es
sollte moglich sein, Kiirzungen im Rahmen der anstehenden jihrlichen Zyklen und in
einem Durchfiihrungsbeschluss des Rates alternativ oder gleichzeitig anzuwenden,
sofern sie der Anzahl der Antriige, fiir die der betreffende Mitgliedstaat iiber seinen

gerechten Anteil hinaus beigetragen hat, entsprechen und diese nicht iibersteigen.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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39)

(40)

Sollte ein Mitgliedstaat mit einer Krisensituation oder einer Situation héherer Gewalt
konfrontiert sein, so muss er moglicherweise Ressourcen umleiten, um die Ankiinfte von
Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen an seinen Grenzen zu handhaben. Daher
bendotigt dieser Mitgliedstaat moglicherweise Zeit, um seine Ressourcen
umzuorganisieren und seine Kapazitiiten zu erhohen, wobei er auch von den
einschligigen Agenturen der Union unterstiitzt werden kann. Aufierdem bendétigt dieser
Mitgliedstaat moglicherweise mehr Zeit fiir die Entscheidung iiber die Antriige, ohne
dabei die Einreise in sein Hoheitsgebiet zu gestatten. In einer solchen Situation sollte es
diesem Mitgliedstaat moglich sein, von den Fristen fiir die Registrierung und das

Grenzverfahren abzuweichen.

Wendet ein Mitgliedstaat eine oder mehrere der in dieser Verordnung vorgesehenen
Mafinahmen an, so sollte er die betreffenden Drittstaatsangehérigen und Staatenlosen

in einer Sprache, die diese verstehen oder von der verniinftigerweise angenommen
werden kann, dass sie sie verstehen, iiber die angewandten Ausnahmeregelungen und
iiber die Dauer der Maffnahmen unterrichten. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet,
jeglichen besonderen Bediirfnissen der Antragsteller, die in Bezug auf das Verfahren
und die Aufnahme auftreten kénnten, gerecht zu werden und entsprechend
Informationen in geeigneter Weise bereitzustellen. Dariiber hinaus sollten Artikel 8 iiber
die Bereitstellung von Informationen und Artikel 36 Absatz 3 im Hinblick auf
Informationen iiber die Moglichkeit, gegen die Entscheidung iiber einen Antrag einen

Rechtsbehelf einzulegen, der Verordnung (EU) 2024/..." Anwendung finden.

+

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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41)

Bei der Anwendung von Ausnahmen vom Asylverfahren sollten die zustindigen
Behorden vorrangig die Garantien fiir Antragsteller mit besonderen
Verfahrensbediirfnissen und besonderen Bediirfnissen bei der Aufnahme, einschliefilich
gesundheitlicher Beschwerden, beriicksichtigen. Aus diesem Grund sollte der mit einer
Krisensituation oder einer Situation héherer Gewalt konfrontierte Mitgliedstaat die
Ausnahmen vom Asylverfahren nicht anwenden oder deren Anwendung beenden, wenn
im Einklang mit Artikel 53 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2024/..."
medizinische Griinde fiir die Nichtanwendung des Grenzverfahrens vorliegen, wenn im
Einklang mit Artikel 53 Absatz 2 Buchstabe b der genannten Verordnung 2024/...fiir
Antragsteller mit besonderen Verfahrensbediirfnissen nicht die erforderliche
Unterstiitzung bereitgestellt werden kann oder wenn Antragstellern mit besonderen
Bediirfnissen bei der Aufnahme gemdp der Richtlinie (EU) 2024/..."" nicht die
erforderliche Unterstiitzung bereitgestellt werden kann. Der betreffende Mitgliedstaat
sollte bei der Priifung den Antrigen von Personen mit besonderen
Verfahrensbediirfnissen gemdp der Verordnung (EU) 2024/..." und mit besonderen
Bediirfnissen bei der Aufnahme im Sinne von Artikel 2 Nummer 14 der Richtlinie

(EU) 2024/..."", insbesondere von Minderjihrigen und ihren Familienangehorigen,

Vorrang einriumen.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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(42) In I Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt sollte es dem Mitgliedstaat
gestattet werden, von der Verordnung (EU) 2024/..." abzuweichen, um Antrige auf
internationalen Schutz spdtestens vier Wochen nach deren Stellung zu registrieren. Eine
solche Verldngerung sollte die Rechte der Asylantragsteller, die durch die Charta, die
Verordnung (EU) 2024/..." und die Richtlinie (EU) 2024/..."" garantiert werden,
unberiihrt lassen. Unbeschadet der Ausnahme, die wiihrend des Zeitraums 7wischen dem
Antrag und dem Erlass des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates vorgesehen ist, sollte
in einer Krisensituation, die durch Massenankiinfte von Drittstaatsangehorigen und
Staatenlosen gekennzeichnet ist, die Verlingerung der Registrierungsfrist nur wéihrend
des im urspriinglichen Durchfiihrungsbeschluss des Rates festgelegten Zeitraums

angewandt werden.

(43) Im Fall einer Krisensituation oder Situation hoherer Gewalt sollte es dem betreffenden
Mitgliedstaat méglich sein, die Frist fiir die Priifung von Antrigen auf internationalen
Schutz an der Grenze um sechs Wochen zu verliingern. Die Verlingerung sollte nicht
zusdtzlich zu dem in Artikel 51 Absat; 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 2024/... "

genannten Zeitraum in Anspruch genommen werden.

(44) In einer Krisensituation oder Situation hoherer Gewalt sollte ein Mitgliedstaat im
Hinblick auf die Anwendung des Grenzverfahrens Mafinahmen unter mehreren
Optionen wihlen konnen, wobei er der Zusammensetzung des Zustroms und dessen

unterschiedlicher Art je nach konkreter Krisensituation Rechnung triigt.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

=+ ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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(45) In Krisensituationen, die durch Massenankiinfte von Drittstaatsangehorigen und
Staatenlosen gekennzeichnet sind, oder in Situationen hoherer Gewalt konnte es
erforderlich sein, einem Mitgliedstaat zu gestatten, das Grenzverfahren nicht auf
Personen anzuwenden, die aus Drittliindern kommen, fiir die die unionsweite
durchschnittliche Anerkennungsquote unter 20 % liegt. Damit eine solche
Ausnahmeregelung angewendet werden kann, sollte im Durchfiihrungsbeschluss des
Rates festgestellt werden, ob die im Notfallplan des betroffenen Mitgliedstaats gemdify
Artikel 32 der Richtlinie (EU) 2024/..." enthaltenen Mafinahmen ausreichen, um der
Situation zu begegnen. Die Mitgliedstaaten sind auf jeden Fall verpflichtet, das
Grenzverfahren in den in Artikel 42 Absatz 1 Buchstaben c und f der Verordnung
(EU) 2024/..."" genannten Fiillen anzuwenden.

(46) In einer Krisensituation, die durch Massenankiinfte von Drittstaatsangehérigen und
Staatenlosen gekennzeichnet ist, die internationalen Schut; beantragen, konnte es
erforderlich sein, einem Mitgliedstaat zu gestatten, den Schwellenwert fiir die
obligatorische Anwendung des Grenzverfahrens gemiify Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe j
der Verordnung (EU) 2024/..."" herabzusetzen. Der herabgesetzte Schwellenwert sollte
allerdings auf keinen Fall unter 5 % liegen. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, das
Grenzverfahren in den in Artikel 42 Absatz 1 Buchstaben c und f der der genannten

Verordnung genannten Fillen anzuwenden.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24

(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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47) In einer Krisensituation, die durch Massenankiinfte von Drittstaatsangehorigen und
Staatenlosen gekennzeichnet ist, die internationalen Schutz beantragen, konnte es
erforderlich sein, den Anwendungsbereich des in Artikel 43 der Verordnung
(EU) 2024/...* festgelegten Grenzverfahrens zu erweitern und es I einem Mitgliedstaat zu
gestatten, im Rahmen eines Grenzverfahrens auch iiber die Begriindetheit eines Antrags zu
entscheiden, wenn der Antragsteller ein Staatsangehoriger eines Drittstaats ist oder, bei
Staatenlosen, seinen fritheren gewohnlichen Aufenthalt in einem Drittstaat hatte, in Bezug
auf den der Anteil der Entscheidungen zur Gewdhrung internationalen Schutzes unionsweit
50 % oder weniger betrdgt. Demnach sollten die Mitgliedstaaten bei der Anwendung des
Krisengrenzverfahrens weiterhin das in den Artikeln 43 bis 54 der genannten Verordnung
vorgesehene Grenzverfahren anwenden, kdnnen dessen Anwendung auf
Drittstaatsangehorige oder Staatenlose aus Drittstaaten mit einer unionsweiten
durchschnittlichen Anerkennungsquote von iiber 20 %, aber unter 50 % ausdehnen, wobei
sie einen sich rasch entwickelnden Schutzbedarf, der im Herkunftsland auftreten konnte
und sich in den vierteljdhrlichen Aktualisierungen der Eurostat-Daten widerspiegelt,
beriicksichtigen. Diese Ausweitung des Anwendungsbereichs des Grenzverfahrens sollte
sich nicht auf die Griinde und sonstigen Vorschriften auswirken, die fiir die
verpflichtende Anwendung des Grenzverfahrens gemdf; der genannten Verordnung
gelten. Wird einem Mitgliedstaat die Ausweitung des Anwendungsbereichs des
Grenzverfahrens gestattet, so sollten Antriige, die im Rahmen dieses Verfahrens gepriift
werden, nicht als Teil der angemessenen Kapazitit gemdfi Artikel 47 betrachtet oder fiir
die Anwendung der jihrlichen Hochstzahl gemdf} Artikel 50 der genannten

Verordnung angerechnet werden.

* ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

8587/24 abe/BZ/rp 32
ANLAGE GIP.INST DE



(48)

Die Inhaftnahme von Antragstellern sollte im Einklang mit dem Grundsatz erfolgen,
wonach eine Person nicht allein deshalb in Haft genommen werden darf, weil sie um
internationalen Schutz nachsucht; insbesondere sollte die Inhaftnahme im Einklang mit
den volkerrechtlichen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und unter Achtung von
Artikel 31 der Genfer Fliichtlingskonvention erfolgen. Im Einklang mit der Richtlinie
(EU) 2024/..." sollten Minderjihrige grundsiitzlich nicht inhaftiert werden, sondern in
einer Unterkunft mit besonderen Vorkehrungen fiir Minderjihrige untergebracht
werden, wozu gegebenenfalls eine Unterbringung in gemeindenahen Einrichtungen
ohne Freiheitsentzug gehort. Angesichts der negativen Auswirkungen einer
Inhaftnahme auf Minderjihrige konnte eine solche Inhaftnahme im Einklang mit dem
Unionsrecht ausschliefilich in Ausnahmefillen, wenn sie unbedingt erforderlich ist, nur
als letztes Mittel, fiir den kiirzest moglichen Zeitraum und niemals in Haftanstalten oder
anderen Einrichtungen, die fiir den Strafvollzug bestimmt sind, erfolgen. Minderjihrige
sollen nicht von ihren Eltern oder den sie betreuenden Personen getrennt werden, und
der Grundsatz der Familieneinheit sollte generell dazu fiihren, dass fiir Familien mit
Minderjihrigen auf angemessenen Alternativen zur Inhaftnahme zuriickgegriffen wird
und sie in fiir sie geeigneten Unterkiinften untergebracht werden. Aufierdem muss alles
getan werden, damit geniigend angemessene Alternativen zur Inhaftnahme von

Minderjihrigen zur Verfiigung stehen und zugiinglich sind.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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49)

Im Falle einer Instrumentalisierungssituation und um zu vermeiden, dass ein Drittstaat
oder ein feindseliger nichtstaatlicher Akteur Drittstaatsangehorige bestimmter
Staatsangehorigkeiten oder bestimmter Kategorien oder Staatenlose gezielt
instrumentalisiert, sollte es einem Mitgliedstaat moglich sein, von dem in dieser
Verordnung festgelegten Asylverfahren abzuweichen und im Rahmen des
Grenzverfahrens gemdf} den Artikeln 44 bis 55 der Verordnung (EU) 2024/..." eine
Entscheidung iiber die Begriindetheit aller Antriige zu treffen. Die in der genannten
Verordnung festgelegten Grundsiitze und Garantien sollten eingehalten werden. Im
Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur Ermdchtigung des Mitgliedstaats, die genannten
Ausnahmeregelungen anzuwenden, sollte festgelegt werden, welche
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen sich in einer Instrumentalisierungssituation
befinden. Bei der Anwendung dieser Ausnahmeregelung sollte bestimmten Kategorien
von Drittstaatsangehdorigen und Staatenlosen, die instrumentalisiert werden, besondere
Aufmerksamkeit gewidmet werden, insbesondere Minderjihrigen unter 12 Jahren und
ihren Familienangehorigen sowie vulnerablen Personen mit besonderen
Verfahrensbediirfnissen oder besonderen Bediirfnissen bei der Aufnahme. Diese
Gruppen sollten daher entweder vom Grenzverfahren ausgeschlossen werden, oder,
wenn eine Einzelfallpriifung ergibt, dass ihre Antriige wahrscheinlich begriindet sind,
sollte dieses Verfahren auf sie nicht mehr angewandt werden. Die Wahl zwischen diesen
Alternativen liegt im Ermessen des Mitgliedstaats, der um die Anwendung dieser
Ausnahmeregelung ersucht. Die im Ersuchen angegebene Wahl sollte sich im
Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur Genehmigung der Anwendung dieser
Ausnahmeregelung widerspiegeln. Die Ausweitung des Anwendungsbereichs des
Grenzverfahrens in einer Instrumentalisierungssituation sollte sich nicht auf die
Griinde und sonstigen Vorschriften auswirken, die fiir die verpflichtende Anwendung
des Verfahrens an der Grenze gemdpf der Verordnung (EU) 2024/...* gelten. Wird einem
Mitgliedstaat die Ausweitung des Anwendungsbereichs des Grenzverfahrens gestattet, so
sollten Antriige, die im Rahmen dieses Verfahrens gepriift werden, nicht als Teil der
angemessenen Kapazitit gemdf; Artikel 48 betrachtet oder fiir die Anwendung der
jéhrlichen Hochstzahl gemdify Artikel 51 der genannten Verordnung angerechnet

werden.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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(50)

(5D

Um den betreffenden Mitgliedstaat bei der Bereitstellung der erforderlichen Hilfe fiir
Drittstaatsangehorige und Staatenlose, die in den Anwendungsbereich dieser
Verordnung fallen, zu unterstiitzen, sollten die Agenturen der Vereinten Nationen,
insbesondere UNHCR, und andere von den Mitgliedstaaten mit bestimmten Aufgaben
betraute, einschliigige Partnerorganisationen unter den in der Richtlinie (EU) 2024/..."
und der Verordnung (EU) 2024/..."" festgelegten Voraussetzungen effektiven Zugang
zur Grenze haben. Dem UNHCR sollte der Zugang zu Antragstellern — auch zu denen
an der Grenze — gewiihrt werden. Zu diesem Zweck sollte der betreffende Mitgliedstaat

weiterhin mit diesen Organisationen zusammenarbeiten.

Fiir Krisensituationen, die durch Massenankiinfte gekennzeichnet sind, und fiir
Situationen hoherer Gewalt sollten spezifische Vorschriften festgelegt werden, damit die
Mitgliedstaaten die in der Verordnung (EU) 2024/..."" " festgelegten Fristen unter
strengen Voraussetzungen verlingern konnen, wenn es aufgrund der
auflergewohnlichen Situation nicht moglich ist, diese Fristen einzuhalten. Eine solche
Verliingerung sollte gleichzeitig fiir die Fristen fiir die Ubermittlung und Beantwortung
von Aufnahmegesuchen und Wiederaufnahmemitteilungen sowie fiir die Frist fiir die
Uberstellung eines Antragstellers in den zustindigen Mitgliedstaat gelten. Die Fristen
sollten unabhdiingig davon verlingert werden, ob die genannte Verordnung fiir

bestimmte Situationen kiirzere Fristen vorsieht.

++

+++

ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(52)

Um effektiven Zugang zum Verfahren fiir die Gewdihrung internationalen Schutzes zu
gewiihrleisten, sollte fiir den Fall, dass die Uberstellung aufgrund der anhaltenden
Krisensituation, die durch Massenankiinfte gekennzeichnet ist, oder aufgrund der
anhaltenden Situation hoherer Gewalt nicht erfolgt oder der iiberstellende Mitgliedstaat
die Uberstellung nicht durchfiihrt, wenn der Antragsteller den zustindigen Behorden
des iiberstellenden Mitgliedstaats zur Verfiigung steht, eine maximale Frist fiir die
Uberstellung in einen Mitgliedstaat, der sich in dieser Situation befindet, festgelegt
werden. Diese maximale Frist sollte nicht iiber ein Jahr nach Annahme des
Aufnahmegesuchs, nach der Bestitigung der Wiederaufnahmemitteilung durch einen
anderen Mitgliedstaat oder nach der rechtskriftigen Entscheidung iiber einen
Rechtsbehelf gegen eine Uberstellungsentscheidung oder iiber deren Uberpriifung,
wenn diese nach Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/..." aufschiebende
Wirkung hat, hinausgehen. Diese maximale Frist gilt unbeschadet der Moglichkeit, die
Fristen gemdify Artikel 46 Absatz 2 der genannten Verordnung fiir die Durchfiihrung

einer Uberstellung zu verlingern.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(53) Um zu vermeiden, dass das Gemeinsame Europdische Asylsystem aufgrund von
Massenankiinften von solch aufergewiohnlichem Ausmaf und solch auffergewéhnlicher
Intensitit nicht mehr funktionsfiihig ist, sodass sie, — selbst wenn ein Mitgliedstaat iiber
ein gut vorbereitetes Asyl-, Aufnahme- und Riickkehrsystem verfiigt — wenn die
Situation nicht von der Union als Ganzes bewiltigt wird, ein ernstes Risiko
schwerwiegender Miingel bei der Behandlung von Antragstellern, bergen konnten, sollte
es einem Mitgliedstaat unter diesen im hochsten Mafie aufiergewohnlichen Umstinden
maoglich sein, von seiner Verpflichtung zur Wiederaufnahme eines Antragstellers gemdify
Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 38 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/..." entbunden zu
werden. Um jedoch sicherzustellen, dass die Anwendung einer solchen
Ausnahmeregelung nicht zu zusdtzlichem Druck auf den Mitgliedstaat fiihrt, der mit
dieser Situation konfrontiert ist, sollte diese Ausnahmeregelung nur riickwirkend fiir
Antrége gelten, die in diesem Mitgliedstaat innerhalb von vier Monaten vor dem

Zeitpunkt des Erlasses des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates bereits registriert

wurden.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(54) Wenn objektive Umstiinde im Einklang mit der Verordnung (EU) 2024/..." darauf
hindeuten, dass Antrige auf internationalen Schutz von Gruppen von Antragstellern
aus einem bestimmten Herkunfisland oder mit einem bestimmten friiheren
gewohnlichen Aufenthalt oder aus einem Teil dieses Landes oder auf der Grundlage der
Kriterien der genannten Verordnung begriindet sein kénnten, liegt es im Interesse
sowohl der Asylbehorden als auch der betreffenden Antragsteller, die Priifung der
Begriindetheit des Antrags so bald wie moglich abzuschliefien und eine rasche und

effiziente Gewdihrung internationalen Schutzes in einer Krisensituation zu ermaoglichen.

(55) Antragsteller, deren Antrige im Rahmen des in dieser Verordnung vorgesehenen
raschen Verfahrens gepriift werden, geniefien alle Rechte und Garantien, auf die

Antragsteller nach der Verordnung (EU) 2024/..."" Anspruch haben, einschlieflich des

Rechts auf Information und einen wirksamen Rechtsbehelf.

* ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 70/23 (2016/0223
(COD)) einfiigen.
- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24

(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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(56)

(57)

(58)

Bei der Anwendung einer Empfehlung der Kommission zum raschen Verfahren sollte
keine Anhérung zu der Begriindetheit des Antrags stattfinden; bestehen jedoch Zweifel,
ob der Antragsteller zu der Kategorie bzw. den Kategorien der in dieser Empfehlung
genannten Personen gehort oder ob Ausschlussgriinde vorliegen, konnte eine solche
Anhorung erforderlich sein. In allen Fillen sollte das Verfahren nicht linger als vier
Wochen ab dem Tag der Antragseinreichung dauern. Hat ein Mitgliedstaat festgestellt,
dass ein Antragsteller eine Gefahr fiir die innere Sicherheit darstellt, so sollte dieser
Mitgliedstaat die Moglichkeit haben, das rasche Verfahren nicht auf den Antragsteller
anzuwenden. Unter solchen Umstiinden sollte der Antrag nach Mafigabe der Artikel 36
und 40 der Verordnung (EU) 2024/...* gepriift werden.

Antragsteller, deren Antrige im Rahmen des in dieser Verordnung vorgesehenen
raschen Verfahrens gepriift werden, sollten gemdf} Artikel 29 der Verordnung (EU)
2024/..." ein Dokument erhalten, das ihren Status in einer Sprache bescheinigt, die sie
verstehen oder von der verniinftigerweise angenommen werden kann, dass sie sie

verstehen.

Die zustindigen Agenturen der Union, UNHCR und andere einschliigige
Organisationen kénnen in den verschiedenen Phasen der Anwendung des raschen

Verfahrens konsultiert werden.

+

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

8587/24

abe/BZ/rp 39

ANLAGE GIP.INST DE



(59)

(60)

Um ausreichend auf eine Krisensituation vorbereitet zu sein, sollten die Mitgliedstaaten
in ihre Notfallpline Mafinahmen aufnehmen, die zur Reaktion auf eine Krisensituation
und zu deren Behebung erforderlich sind, einschliefilich Mafinahmen zur Bewiiltigung
von Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Funktionieren des Gemeinsamen
Europdischen Asylsystems, zum Schutz der Rechte von Personen, die internationalen
Schutz beantragt haben oder geniefien, sowie zur Stirkung der kiinftigen
Widerstandsfiihigkeit des betreffenden Mitgliedstaats. Die Mitgliedstaaten sollten auch
alle Instrumente nutzen, die nach nationalem Recht und Unionsrecht zur Verfiigung
stehen, einschlieflich des Einsatzes von Antizipations- und Friihwarninstrumenten im
Rahmen des Vorsorge- und Krisenmanagementmechanismus der EU fiir Migration, der

in der Empfehlung (EU) 2020/1366 der Kommission'’ vorgesehenen ist.

Unbeschadet des Vorstehenden sollten in einer Krisensituation gegebenenfalls alle im
Instrumentarium enthaltenen Krisenmechanismen mobilisiert werden, insbesondere die
finanzielle und operative Unterstiitzung, die von den Agenturen, den Fonds und dem
Katastrophenschutzverfahren der Union im Einklang mit den jeweils geltenden
Rechtsakten geleistet werden konnen. Danach sollte die Kommission im Rahmen der
Fachebene des Migrationsforums die Koordinierung und den Informationsaustausch
mit anderen Plattformen sicherstellen, die fiir die Bewiltigung der Krisensituation von
Bedeutung sind, darunter das EU-Vorsorge- und Krisenmanagementnetz fiir Migration
gemiifi der Empfehlung (EU) 2020/1366 und die Integrierte EU-Regelung fiir die
politische Reaktion auf Krisen (IPCR).

15

Empfehlung (EU) 2020/1366 der Kommission vom 23. September 2020 iiber einen
Vorsorge- und Krisenmanagementmechanismus der EU fiir Migration (Vorsorge- und
Krisenplan fiir Migration) (ABIL. L 317 vom 1.10.2020, S. 26).
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(61)

(62)

(63)

Ein mit einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt konfrontierter
Mitgliedstaat kann, die Asylagentur, die Europiische Agentur fiir die Grenz- und
Kiistenwache oder Europol um Unterstiitzung im Rahmen ihres jeweiligen Mandats
ersuchen. Zusdtzlich kann gegebenenfalls die Asylagentur auf eigene Initiative gemdf}
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2021/2303 Unterstiitzung
anbieten, wiihrend die Europiiische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache im
Einvernehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat gemdf; den Artikeln 48, 50, 52 und 53
der Verordnung (EU) 2019/1896 Unterstiitzung im Bereich der Riickkehr und Europol
gemdf; Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/794 des Europdischen Parlaments

und des Rates'S Unterstiitzung anbieten kann.

Zur Unterstiitzung von Mitgliedstaaten, die als SolidarititsmaBnahme Ubernahmen
anbieten, sollte finanzielle Unterstiitzung aus dem Unionshaushalt bereitgestellt werden,
einschlieflich aus der thematischen Fazilitit gemdf der Verordnung (EU) 2021/1147

des Europiiischen Parlaments und des Rates'’.

Da die Ziele dieser Verordnung, nimlich die Ermoglichung der erforderlichen
Anpassung der Vorschriften iiber Asylverfahren und, soweit betroffen, iiber Solidaritiit,
damit die Mitgliedstaaten in der Lage sind, Krisensituationen und Situationen hoherer
Gewalt im Bereich Asyl- und Migrationsmanagement innerhalb der Union zu
bewiiltigen, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden konnen,
sondern vielmehr wegen des Umfangs und der Wirkungen der Mafinahmen auf
Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags iiber die Europiiische Union (EUV) verankerten
Subsidiaritiitsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatg der Verhdltnismdfigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die

Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf} hinaus.

16

17

Verordnung (EU) 2016/794 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016
iiber die Agentur der Europdischen Union fiir die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschliisse 2009/371/J1,
2009/934/J1, 2009/935/J1, 2009/936/J1 und 2009/968/J1 des Rates (ABI. L 135 vom
24.5.2016, S. 53).

Verordnung(EU) 2021/1147des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021
zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (ABI. L 251 vom 15.7.2021,
S. 1).
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(64) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUYV beigefiigten Protokolls Nr. 22
iiber die Position Danemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an der Annahme dieser
Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung
verpflichtet. Da die Artikel 12 und 13 und die Artikel 1 bis 6 dieser Verordnung, insofern
sie die Ausnahmen gemiif3 den Artikeln 12 und 13 betreffen, Anderungen im Sinne des
Artikels 3 des Abkommens zwischen der Europédischen Gemeinschaft und dem Koénigreich
Dénemark tiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Staates, der fiir die
Priifung eines in Didnemark oder in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union
gestellten Asylantrags zustindig ist, sowie liber ,,Eurodac* fiir den Vergleich von
Fingerabdriicken zum Zwecke der effektiven Anwendung des Dubliner Ubereinkommens!®
darstellen, muss Dénemark der Kommission zum Zeitpunkt der Annahme der Anderungen
oder binnen 30 Tagen nach der Annahme mitteilen, ob es diese Anderungen umsetzen

wird.

18 ABI. L 66 vom 8.3.2006, S. 38.
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(65)

(66)

(67)

Nach den Artikeln 1 und 2 und 4a Absatz 1 des dem EUV und dem AEUV beigefiigten
Protokolls Nr. 21 iiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich
des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und unbeschadet des Artikels 4
dieses Protokolls beteiligt sich Irland nicht an der Annahme dieser Verordnung, die fiir

Irland weder bindend noch Irland gegeniiber anwendbar ist.

Fiir Island und Norwegen enthalten die Artikel 12 und 13 und die Artikel 1 bis 6 dieser
Verordnung, insofern sie die Ausnahmen gemdif} den Artikeln 12 und 13 betreffen, neue
Rechtsvorschriften in einem Bereich, der vom Anhang des Ubereinkommens zwischen der
Europédischen Gemeinschaft und der Republik Island und dem Konigreich Norwegen tiber
die Kriterien und Regelungen zur Bestimmung des zustindigen Staates fiir die Priifung
eines in einem Mitgliedstaat oder in Island oder Norwegen!? gestellten Asylantrags erfasst

ist.

Fiir die Schweiz enthalten die Artikel 12 und 13 und die Artikel 1 bis 6 dieser
Verordnung, insofern sie die Ausnahmen gemdifp den Artikeln 12 und 13 betreffen,
Rechtsakte oder MaBnahmen zur Anderung oder Ergéinzung der in Artikel 1 des
Abkommens zwischen der Europdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft iiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustindigen
Staates fiir die Priifung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten

Asylantrags genannten Bestimmungen.2

19
20

ABL L 93 vom 3.4.2001, S. 40.
ABI. L 53 vom 27.2.2008, S. 5.
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(68)

Fiir Liechtenstein enthalten die Artikel 12 und 13 und die Artikel 1 bis 6 dieser
Verordnung, insofern sie die Ausnahmen gemdify den Artikeln 12 und 13 betreffen,
Rechtsakte oder MaBinahmen zur Anderung oder Erginzung der in Artikel 1 des
Abkommens zwischen der Europdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft iiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustindigen
Staates fiir die Priifung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten
Asylantrags genannten Bestimmungen, auf das Artikel 3 des Protokolls zwischen der
Européischen Gemeinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fiirstentum
Liechtenstein iiber den Beitritt des Fiirstentums Liechtenstein zu dem Abkommen
zwischen der Europédischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
iiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zusténdigen Staates fiir die Priifung

eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz?! gestellten Asylantrags Bezug nimmt —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

21

ABI. L 160 vom 18.6.2011, S. 39.
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(1

2)

Kapitel 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

Diese Verordnung betrifft befristete Mainahmen zur Bewiltigung von
aufergewéohnlichen Krisensituationen, einschlieflich Instrumentalisierung, und
Situationen hoherer Gewalt im Bereich Migration und Asyl innerhalb der Union. In der
Verordnung sind verstiirkte Solidaritiits- und Unterstiitzungsmafinahmen vorgesehen, die
sich auf die Verordnung (EU) 2024/..." stiitzen und dabei die gerechte Aufteilung der
Verantwortung gewiihrleisten, sowie befristete spezifische Vorschriften, die von denen

der Verordnungen (EU) 2024/...* und (EU) 2024/... " abweichen.

Die gemdf; dieser Verordnung erlassenen befristeten Mafinahmen miissen den
Anforderungen der Erforderlichkeit und der Verhiltnismdpigkeit geniigen, im Hinblick
auf die Verwirklichung ihrer erklirten Ziele angemessen sein und den Schutz der
Rechte der Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder geniefien,
gewdhrleisten sowie mit den Verpflichtungen der Mitgliedstaaten nach der Charta der
Grundrechte der Europiiischen Union, dem Vélkerrecht und dem Besitzstand der Union
im Bereich Asyl im Einklang stehen. Diese Verordnung beriihrt nicht die grundlegenden
Prinzipien und Garantien, die in den Gesetzgebungsakten festgelegt sind, von denen

gemdf; der vorliegenden Verordnung Ausnahmeregelungen zuldssig sind.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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3) Die gemiif} dieser Verordnung erlassenen Mafinahmen werden nur in dem angesichts
der Lage unbedingt erforderlichen Maf, befristet, in begrenztem Umfang und nur unter
auflergewéhnlichen Umstinden angewandt. Die Mitgliedstaaten diirfen die in Kapitel IV
vorgesehenen Mafinahmen und die in Kapitel I1I vorgesehenen Maffnahmen nur auf
Ersuchen und in dem Umfang anwenden und in Anspruch nehmen, der in dem in
Artikel 4 Absatz 3 genannten Durchfiihrungsbeschluss des Rates vorgesehen ist,
unbeschadet des Artikels 10 Absatz 5.

4) Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet ,, Krisensituation‘:

a)  eine auBBergewdhnliche Situation von Massenankiinften von Drittstaatsangehorigen
oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat auf dem Land-, Luft- oder Seeweg,
einschliefilich Personen, die nach Such- und Rettungseinsitzen ausgeschifft wurden,
die unter anderem im Hinblick auf die Bevolkerungszahl, das BIP und die
geografischen Besonderheiten des Mitgliedstaats, einschlieflich der Grifie seines
Hoheitsgebiets, ein solches AusmaB hat und von solcher Art ist, dass das gut
vorbereitete Asylsystem, Aufnahmesystem, einschlieBlich Kinderschutzdienste, oder
Riickkehrsystem des Mitgliedstaats nicht mehr funktioniert, einschlieBlich infolge
einer Situation auf lokaler oder regionaler Ebene, sodass es zu schwerwiegenden
Folgen fiir das Funktionieren des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems

I kommen konnte, oder
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b)  eine Instrumentalisierungssituation, in der ein Drittstaat oder ein feindseliger
nichtstaatlicher Akteur Reisen von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen an
die Aufiengrenzen oder in einen Mitgliedstaat fordert oder erleichtert, mit dem
Ziel, die Union oder einen Mitgliedstaat zu destabilisieren, wenn solche
Handlungen wesentliche Funktionen eines Mitgliedstaats, einschliefilich der
Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung oder des Schutzes seiner nationalen

Sicherheit, gefihrden konnten.

Die Mitgliedstaaten konnen um die Genehmigung der Anwendung der in den
Kapiteln Il und 1V aufgefiihrten Mafinahmen insbesondere dann ersuchen, wenn
die Zahl der Antrige auf internationalen Schutz an den Auflengrenzen unerwartet
stark angestiegen ist. Die Mitgliedstaaten konnen die in dem in Artikel 4 Absatz 3
genannten Durchfiihrungsbeschluss des Rates vorgesehenen
Ausnahmeregelungen in der Instrumentalisierungssituation nur in Bezug auf
Drittstaatsangehorige oder Staatenlose anwenden, die instrumentalisiert werden
und die in Verbindung mit einem unerlaubten Grenziibertritt auf dem Land-, See-
oder Luftweg in der Nihe der Aufiengrenze, d. h. der Landgrenzen des
Mitgliedstaats, einschlieflich der Fluss- und Binnenseegrenzen, der Seegrenzen
und der Flughiifen sowie der Flussschifffahrts-, See- und Binnenseehdifen, soweit
sie nicht Binnengrenzen sind, entweder aufgegriffen oder aufgefunden wurden
oder nach Such- und Rettungseinsiitzen ausgeschifft wurden oder die sich an

Grenziibergangsstellen gemeldet haben.
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(5)

()

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Begriff ,,hohere Gewalt*
ungewohnliche und unvorhersehbare Umstiinde, die sich der Kontrolle eines
Mitgliedstaats entziehen und deren Folgen trotz aller gebotenen Sorgfalt nicht hiitten
vermieden werden konnen und die diesen Mitgliedstaat daran hindern, seinen
Verpflichtungen gemdf den Verordnungen (EU) 2024/..." und (EU) 2024/...""

nachzukommen.

KAPITEL 11

Governance

Artikel 2

Begriindetes Ersuchen eines Mitgliedstaats

Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass er sich in einer Krisensituation oder einer
Situation hoherer Gewalt befindet, so kann er angesichts dieser aufiergewiohnlichen
Umstiinde bei der Kommission ein begriindetes Ersuchen stellen, um
Solidarititsmafinahmen in Anspruch zu nehmen, die die ordnungsgemdifie Bewiltigung
dieser Situation und eine mogliche Ausnahme von den einschliigigen Vorschriften iiber
das Asylverfahren ermaoglichen, wobei er gleichzeitig sicherstellt, dass die Grundrechte

der Antragsteller gewahrt werden.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16./24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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(2) Ein begriindetes Ersuchen gemiify Absatz 1 umfasst

@)

eine Beschreibung

)

iii)

inwiefern das Asyl- und Aufnahmesystem des Mitgliedstaats, einschlieflich
Kinderschutzdienste, infolge einer Krisensituation gemdf} Artikel 1 Absatz 4
Buchstabe a nicht mehr funktionsfiihig ist, sowie die bisher ergriffenen
Mafinahmen zur Bewiiltigung der Situation und eine Begriindung dafiir,
dass dieses System — obwohl es gut vorbereitet ist und trotz der bereits
ergriffenen Mafinahmen — nicht in der Lage ist, die Situation zu bewiiltigen,

oder

inwiefern der Mitgliedstaat mit einer Instrumentalisierungssituation im
Sinne von Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b konfrontiert ist, die seine
wesentlichen Funktionen, einschlieflich der Aufrechterhaltung der
offentlichen Ordnung oder des Schutzes seiner nationalen Sicherheit,

gefihrdet, oder

inwiefern der Mitgliedstaat mit aufiergewiohnlichen und unvorhersehbaren
Umstiinden konfrontiert ist, auf die er keinen Einfluss hat und deren Folgen
trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht vermieden werden konnten,
und inwiefern diese Situation hoherer Gewalt ihn daran hindert, seinen
Verpflichtungen gemdf Artikel 27, Artikel 45 Absatz 1 und Artikel 51
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/..." und den Artikeln 39, 40, 41 und 46
der Verordnung (EU) 2024/..."" nachzukommen;

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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b)  gegebenenfalls Art und Umfang der Solidarititsmaffnahmen gemdf Artikel 8
Absatz 1, die er fiir erforderlich hilt;

c¢) gegebenenfalls die Ausnahmen gemdf} den Artikeln 10 bis 13, die er fiir
erforderlich hdlt, und

d)  bei Ersuchen eines Mitgliedstaats um Anwendung der Ausnahmeregelung gemdf;
Artikel 11 Absatz 6, ob er beabsichtigt, den Ausschluss bestimmter Kategorien von
Antragstellern gemdifp Absatz 7 Buchstabe a oder Absatz 7 Buchstabe b jenes
Artikels oder die Einstellung des Grenzverfahrens fiir bestimmte Kategorien von
Antragstellern im Anschluss an eine Einzelfallpriifung gemdf} Absatz 9 jenes

Artikels vorzusehen.

Artikel 3
Durchfiihrungsbeschluss der Kommission iiber das Vorliegen einer Krisensituation oder einer

Situation hoherer Gewalt

(1) Nach Einreichung des begriindeten Ersuchens gemdf} Artikel 2 bewertet die
Kommission in enger Zusammenarbeit mit dem ersuchenden Mitgliedstaat und in
Absprache mit den einschligigen Agenturen der Union und internationalen
Organisationen, insbesondere UNHCR und 10M, unverziiglich die Lage und erliisst,
wenn die Voraussetzungen des Artikels 1 erfiillt sind, einen Durchfiihrungsbeschluss

nach Absatz 8 des vorliegenden Artikels.
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(2) Die Kommission kann auch eine Empfehlung zur Anwendung eines raschen Verfahrens
fiir die Gewdihrung internationalen Schutzes fiir bestimmte Kategorien von

Antragstellern gemdfy Artikel 14 annehmen.

3) Die Kommission teilt dem Europdischen Parlament, dem Rat und den Mitgliedstaaten

unverziiglich mit, dass sie eine gemif} Absatz I genannte Bewertung vornimmt.

“) Bei der Bewertung, ob der Mitgliedstaat mit einer Instrumentalisierungssituation nach
Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b dieser Verordnung konfrontiert ist, bewertet die

Kommission unter anderem Folgendes:

a)  ob ein Drittstaat oder ein feindseliger nichtstaatlicher Akteur die Einreise von

Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in die Union erleichtert,

b)  ob die durch den Mitgliedstaat bereitgestellten Informationen angemessen zum
Ausdruck bringen, dass jegliche der unter Buchstabe a fallenden Mafinahmen

darauf abzielen, die Union oder den betreffenden Mitgliedstaat zu destabilisieren,

¢)  obdie Anzahl der Antriige auf internationalen Schutz an den Auffengrenzen oder
in dem betreffenden Mitgliedstaat im Vergleich zur durchschnittlichen Anzahl der

Antréige unerwartet stark gestiegen ist,
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d)  ob die Auswirkungen der Instrumentalisierungssituation auf das Migrations- und
Asylsystem des betreffenden Mitgliedstaats mit den im Instrumentarium zur
Unterstiitzung der Migration enthaltenen Mafinahmen gemdf; Artikel 6 Absatz 3
der Verordnung (EU) 2024/..." nicht ausreichend bewiiltigt werden konnen.

(5) Die Kommission stellt unter Beriicksichtigung des begriindeten Ersuchens gemdif}
Artikel 2 und der bereitgestellten Informationen und der Indikatoren fiir den
betreffenden Mitgliedstaat gemdp Artikel 9 der Verordnung (EU) 2024/..." fest, ob die
Voraussetzungen gemdf} Artikel 1 in Bezug auf die Situation, mit der der Mitgliedstaat
konfrontiert ist, erfiillt sind. Die Kommission bewertet die in dem begriindeten Ersuchen
vorgelegten Informationen anhand der Lage in dem betreffenden Mitgliedstaat in den

vorangegangenen zwei Monaten und vergleicht sie mit der Gesamtlage in der Union.
(6) Die Kommission legt insbesondere Folgendes fest:

a) ob das Asylsystem, das Aufnahmesystem, einschliefilich der Kinderschutzdienste,
oder das Migrationssystem des ersuchenden Mitgliedstaats infolge der
Massenankiinfte von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen — obwohl es gut
vorbereitet ist und trotz der bereits ergriffenen Maffnahmen — nicht mehr
Sfunktionsfihig und der Mitgliedstaat nicht mehr in der Lage ist, die Situation zu
bewiiltigen und ob dies schwerwiegende Folgen fiir das Funktionieren des

Gemeinsamen Europiischen Asylsystems haben konnte,

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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b)

ob der Mitgliedstaat mit einer Instrumentalisierungssituation nach Artikel 1
Absatz 4 Buchstabe b konfrontiert ist, die mit der erforderlichen und
verhiltnismdfigen Anwendung der mit dieser Verordnung festgelegten

Mafinahmen angegangen werden soll,

ob der Mitgliedstaat mit ungewohnlichen und unvorhersehbaren Umstinden
konfrontiert ist, auf die er keinen Einfluss hat und deren Folgen trot; Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht vermieden werden konnten, und inwiefern diese
Situation hoherer Gewalt ihn daran hindert, seinen Verpflichtungen gemdify
Artikel 27, Artikel 51 Absatz 2 und Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2024/..." und den Artikeln 39, 40, 41 und 46 der Verordnung (EU) 2024/..""

nachzukommen.

Beim Evrlass eines Durchfiihrungsbeschlusses gemdifp Absatz 8 gibt die Kommission an,

warum die Instrumentalisierungssituation mit den im Instrumentarium zur

Unterstiitzung der Migration gemif; Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/...""

festgelegten Mafinahmen nicht ausreichend bewiiltigt werden kann.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(8)

Entscheidet die Kommission gemdf Absatz 5 des vorliegenden Artikels, dass die in
Absatz 1 genannte Bewertung unter Beriicksichtigung des begriindeten Ersuchens
gemdf} Artikel 2 und der bereitgestellten Informationen und der Indikatoren fiir den
betreffenden Mitgliedstaat gemiifp Artikel 9 der Verordnung (EU) 2024/..." die in

Artikel 1 genannten Voraussetzungen vorliegen, erliisst die Kommission unverziiglich
und keinesfalls spiiter als zwei Wochen nach Ubermittlung des in Artikel 2 dieser
Verordnung genannten begriindeten Ersuchens einen Durchfiihrungsbeschluss, in dem
sie feststellt, ob der ersuchende Mitgliedstaat mit einer Krisensituation gemdf} Artikel 1
Absatz 4 Buchstabe a dieser Verordnung oder mit einer Situation hoherer Gewalt gemdf;
Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b dieser Verordnung konfrontiert ist. Die Kommission

iibermittelt den Durchfiihrungsbeschluss an das Europiische Parlament und den Rat.

Artikel 4

Kommissionsvorschlag und Durchfiithrungsbeschluss des Rates zur Genehmigung von

()

Ausnahmeregelungen und zur Festlegung von Solidarititsmafinahmen

Gleichzeitig mit dem Erlass des in Artikel 3 genannten Durchfiihrungsbeschlusses der
Kommission unterbreitet die Kommission gegebenenfalls einen Vorschlag fiir einen
Durchfiihrungsbeschluss des Rates. Die Kommission unterrichtet das Europdische

Parlament unverziiglich iiber diesen Vorschlag.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(2) Der Vorschlag der Kommission fiir einen Durchfiihrungsbeschluss gemdf} Absatz 1 stellt
sicher, dass die Grundsiitze der Erforderlichkeit und der Verhiltnismdfigkeit gewahrt

werden, und umfasst Folgendes:

a)  soweit angemessen, die spezifischen Ausnahmeregelungen gemdifp den Artikeln 10

bis 13, die der Mitgliedstaat sollte anwenden diirfen,

b)  soweit angemessen, wenn der Mitgliedstaat mit einer Krisensituation konfrontiert
ist, nach Abstimmung mit dem Mitgliedstaat einen Entwurf eines Plans fiir
Solidarititsmaffnahmen, der das uneingeschriinkte Ermessen der beitragenden
Mitgliedstaaten bei der Wahl der Arten von Solidarititsmafinahmen gewdhrleistet

und Folgendes umfasst:

i) soweit angemessen, die Gesamtmenge der Ubernahmebeitrige, die zur

Bewiiltigung der Krisensituation erforderlich sind,

ii)  soweit angemessen, die anderen einschligigen Solidarititsmaffnahmen
gemdf; Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben b und c und den Umfang solcher
Mafinahmen, der zur Bewiiltigung der spezifischen Krisensituation

erforderlich ist,

iii) soweit zutreffend, die Gesamtmenge der Solidarititsmafinahmen, die aus den
verfiigbaren Zusagen in dem eingerichteten jihrlichen Solidarititspool zu

entnehmen sind,
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iv)  wenn die verfiigbaren Zusagen im jihrlichen Solidarititspool den unter den
Ziffern i und ii des vorliegenden Buchstaben ermittelten Bedarf nicht
decken, werden im Plan fiir Solidarititsmafinahmen auch die zusiitzlichen

Zusagen festgelegt, die zur Deckung dieses Bedarfs erforderlich sind, und

v)  die indikativen Beitriige der einzelnen Mitgliedstaaten, um ihren gerechten
Anteil beizutragen, berechnet nach dem Verteilungsschliissel gemdfs

Artikel 66 der Verordnung (EU) 2024/...", und

¢)  wenn der Mitgliedstaat mit einer Krisensituation gemdf} Artikel 1 Absatz 4
Buchstabe b konfrontiert ist, die Ermittlung der Drittstaatsangehdorigen oder

Staatenlosen, die von dieser Situation betroffen sind.

Bei der Festlegung des Solidarititsbedarfs des Mitgliedstaats beriicksichtigt die
Kommission, ob es sich bei dem Mitgliedstaat bereits um einen begiinstigten

Mitgliedstaat gemiifp Artikel 58 und 59 der Verordnung (EU) 2024/... handelt.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

8587/24 abe/BZ/tp 56
ANLAGE GIP.INST DE



3

4

Hat der Mitgliedstaat in dem in Artikel 2 genannten begriindeten Ersuchen die
Ubernahme als vorrangige oder einzige Solidarititsmafinahme angesehen, um die
Situation zu bewiiltigen, so beriicksichtigt die Kommission dies in ihrem Vorschlag fiir
einen Durchfiihrungsbeschluss des Rates, unbeschadet des Ermessens der beitragenden

Mitgliedstaaten, zwischen den Arten von Solidarititsmafinahmen zu wihlen.

Der Rat bewertet den Vorschlag der Kommission fiir einen Durchfiihrungsbeschluss des
Rates gemdifp Absatz 1 und erliisst innerhalb von zwei Wochen nach Eingang dieses
Vorschlags einen Durchfiihrungsbeschluss, in dem der Mitgliedstaat ermdchtigt wird,
die Ausnahmeregelungen gemiifp den Artikeln 10 bis 13 anzuwenden und in dem ein
Plan fiir Solidarititsmaffinahmen gemdfy Absatz 2 Buchstabe b des vorliegenden Artikels
aufgestellt wird, der die Solidarititsmafinahmen enthdlt, die der Mitgliedstaat zur

Bewiiltigung der Situation nutzen kann.

Bei Erlass des in Absatz 1 genannten Vorschlags fiir einen Durchfiihrungsbeschluss des
Rates kann die Kommission gegebenenfalls eine Empfehlung zur Anwendung eines
raschen Verfahrens zur Gewiihrung internationalen Schutzes auf bestimmte Kategorien

von Antragstellern gemiifp Artikel 14 erlassen.
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(5) Mit dem Durchfiithrungsbeschluss des Rates wird sichergestellt, dass die Grundsiitze der
Erforderlichkeit und der Verhdiltnismdfigkeit gewahrt werden, es werden die Griinde
aufgefiihrt, auf die er sich stiitzt, und der Termin festgelegt, ab dem die in den
Artikeln 10 bis 13 genannten Ausnahmeregelungen angewendet werden diirfen, sowie
der Zeitraum ihrer Anwendung gemdf} Artikel 5. In dem Durchfiihrungsbeschluss des
Rates

a) werden, soweit angemessen, die spezifischen Ausnahmeregelungen gemdpf den

Artikeln 10 bis 13 angegeben, die der betreffende Mitgliedstaat anwenden darf;

b)  wird, soweit angemessen, ein Plan fiir Solidarititsmaffnahmen aufgestellt, der

Folgendes umfasst:

i) die Gesamtmenge der Ubernahmebeitriige, die — unter umfassender
Beriicksichtigung der Bewertung der Kommission — zur Bewiiltigung der

Krisensituation erforderlich sind,

ii)  die weiteren einschligigen Solidarititsmafinahmen gemdf; Artikel 8 Absatz 1
Buchstaben b und c und den zur Bewiltigung der Krisensituation

erforderlichen Umfang solcher Maffnahmen,

iii) die Gesamtmenge der Solidarititsmafinahmen, die dem jihrlichen

Solidarititspool zu entnehmen sind,

8587/24 abe/BZ/tp 58
ANLAGE GIP.INST DE



iv) die zusitzlichen Zusagen fiir die Deckung des Bedarfs zur Bewiiltigung der
Krisensituation, wenn die im jihrlichen Solidaritiitspool vorhandenen

Zusagen nicht ausreichen,

v)  der besondere Beitrag jedes Mitgliedstaats, den er im Rahmen seines
verpflichtenden gerechten Anteils zugesagt hat und der nach dem

Verteilungsschliissel gemdp Artikel 66 der Verordnung (EU) 2024/..."

berechnet wurde;

¢)  werden die Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen angegeben, die von dieser
Situation betroffen sind, sofern der betroffene Mitgliedstaat mit einer
Krisensituation gemdifp Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b konfrontiert ist.

Der Rat iibermittelt dem Europdiischen Parlament und der Kommission unverziiglich

den Durchfiihrungsbeschluss.

Artikel 5

Dauer

(1) Unbeschadet des Absatzes 3 dieses Artikels betrigt der Zeitraum fiir die Anwendung der
Ausnahmeregelungen und Solidarititsmafinahmen, die in Artikel 4 Absatz 3 des
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates festgelegt werden, drei Monate. Sofern dieser
Beschluss nicht gemdfi Artikel 6 Absatz 3 aufgehoben wird, kann dieser Zeitraum
einmal um drei Monate verlingert werden, wenn die Kommission bestiitigt hat, dass die

Krisensituation oder die Situation hoherer Gewalt fortbesteht.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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2) Am Ende des in Absatz 1 genannten Zeitraums und auf Ersuchen des betroffenen
Mitgliedstaats kann die Kommission einen Vorschlag fiir einen neuen
Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur Anderung oder Verlingerung der spezifischen
Ausnahmeregelungen oder des Plans fiir Solidarititsmafinahmen gemdf} Artikel 4
Absatz 5 um einen Zeitraum von hochstens drei Monaten vorlegen. Sofern dieser
Beschluss nicht gemdf; Artikel 6 Absatz 3 aufgehoben wird, kann dieser Zeitraum
einmal um drei Monate verliingert werden, wenn die Kommission bestdtigt hat, dass die
Krisensituation oder die Situation hoherer Gewalt fortbesteht. I Artikel 4 Absétze 3 und

5 finden Anwendung.

3) Die mit einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt konfrontierten
Mitgliedstaaten wenden die Artikel 10 bis 13 nur so lange an, wie dies unbedingt
erforderlich ist, um die Situation zu bewiiltigen, keinesfalls jedoch iiber den im
Durchfiihrungsbeschluss des Rates gemdify Artikel 4 Absatz 3 vorgesehenen Zeitraum
hinaus. Die Gesamtdauer der Anwendung der Mafinahmen darf die Dauer der
Krisensituation oder der Situation hoherer Gewalt nicht iiberschreiten und darf

hochstens ;wolf Monate betragen.

Artikel 6

Uberwachung

(1) Die Kommission und der Rat iiberwachen fortlaufend, ob eine Krisensituation oder eine
Situation hoherer Gewalt, die in einem Durchfiihrungsbeschluss der Kommission gemdif}

Artikel 3 Absatz 8 festgestellt wurde, fortbesteht.
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(2) Die Kommission achtet besonders auf die Einhaltung der Grundrechte und humanitiren
Standards und kann die Asylagentur ersuchen, ein besonderes Uberwachungsverfahren

gemdf} Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/2303 einzuleiten.

3) Ist die Kommission der Ansicht, dass die Umstiinde, die zur Feststellung einer
Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt gefiihrt haben, nicht mehr gegeben
sind, so schliigt sie die Aufhebung des in Artikel 4 Absat; 3 genannten
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates vor. Hilt die Kommission es auf der Grundlage
einschliigiger Informationen fiir angemessen, so schliigt sie die Annahme eines neuen
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates zur Genehmigung der Anderung oder

Verliingerung der Mafinahmen vor, wie in Artikel 5 Absatz 2 festgelegt.

“) Die Kommission erstattet dem Europdiiischen Parlament und dem Rat alle drei Monate
nach Inkrafttreten des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates Bericht iiber dessen
Anwendung gemdf Artikel 4 Absatz 3, insbesondere iiber die Wirksamkeit der
Mafinahmen zur Bewiltigung der Krisensituation oder der Situation hoherer Gewalt,
und stellt fest, ob die Situation fortbesteht und ob die Mafinahmen weiterhin erforderlich

und verhdiltnismdfig sind.
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Artikel 7
EU-Solidarititskoordinator

Der gemiifp Artikel 15 und Artikel 60 der Verordnung (EU) 2024/..." eingesetzte EU-
Solidarititskoordinator hat zusitzlich zu den in diesen Artikeln aufgefiihrten Funktionen

folgende Aufgaben:

a) Unterstiitzung der im Rahmen dieser Verordnung erfolgenden Ubernahmen von dem

betreffenden Mitgliedstaat in den beitragenden Mitgliedstaat,

b) Forderung einer Kultur der Vorsorge, der Zusammenarbeit und der
Widerstandsfiihigkeit in den Mitgliedstaaten im Bereich Asyl und Migration, unter

anderem durch den Austausch hinsichtlich bewdihrter Verfahren.

Zu diesem Zweck wird der EU-Solidarititskoordinator vom EU-Vorsorge- und
Krisenmanagementnet; fiir Migration im Rahmen der einschligigen Phasen des Vorsorge- und
Krisenplans fiir Migration gemdf} der Empfehlung (EU) 2020/1366 in der urspriinglichen
Fassung auf dem Laufenden gehalten.

Der EU-Solidarititskoordinator legt alle zwei Wochen ein Bulletin iiber den Stand der
Umsetzung und der Funktionsweise des Ubernahmemechanismus vor. Dieses Bulletin wird dem

Europdischen Parlament und dem Rat iibermittelt.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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Kapitel 111

In einer Krisensituation anwendbare Solidarititsmaffnahmen

Artikel 8

Solidaritiits- und Unterstiitzungsmafinahmen in einer Krisensituation

(1) Ein Mitgliedstaat, der mit einer Krisensituation konfrontiert ist, kann die folgenden

Beitragsarten in dem in Artikel 2 genannten begriindeten Ersuchen beantragen:

@)

b)

Ubernahmen nach den Verfahren gemiif3 Artikel 67 und 68 der Verordnung
(EU) 2024/..."

i) von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben,

ii)  sofern der betreffende beitragende und der begiinstigte Mitgliedstaat dies
bilateral vereinbart haben, von internationalen Schutzberechtigten, denen
weniger als drei Jahre vor dem Erlass des Durchfiihrungsrechtsakts des
Rates zur Einrichtung des jihrlichen Solidaritiitspools internationaler

Schutz gewdhrt wurde;

Finanzbeitrige, die auf Mafinahmen abzielen, die fiir die Bewdiltigung der
Krisensituation in dem betreffenden Mitgliedstaat oder in einschliigigen
Drittliindern unter uneingeschriinkter Achtung der Menschenrechte relevant sind,
und die von anderen Mitgliedstaaten gemdify Artikel 64 der Verordnung (EU)
2024/..." bereitzustellen sind;

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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)

()

¢) alternative Solidarititsmafinahmen gemdify Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c der
Verordnung (EU) 2024/...", die speziell erforderlich sind, um die Krisensituation
zu bewiiltigen, und im Einklang mit Artikel 65 Absdtze 2 und 3 der genannten
Verordnung stehen; solche Mafinahmen werden als finanzielle Solidaritiit gezihlt,

und ihr tatsichlicher Wert wird anhand objektiver Kriterien festgelegt.

Bei der Durchfiihrung von Ubernahmen gemiiff Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels
beriicksichtigen die Mitgliedstaaten vorrangig die Ubernahme vulnerabler Personen

gemiif} Artikel 60 der Verordnung (EU) 2024/...".

Artikel 9

Verrechnungen der Verantwortlichkeiten

Liegen die im Durchfiihrungsbeschluss des Rates nach Artikel 4 Absatz 3 festgelegten
zusitzlichen Ubernahmezusagen und die im jihrlichen Solidarititspool verfiigbaren
Zusagen unter dem in diesem Durchfiihrungsbeschluss des Rates ermittelten

Ubernahmebedarf,

a)  iibernehmen die beitragenden Mitgliedstaaten die Zustindigkeit fiir Antriige auf
internationalen Schutz, fiir die der mit einer Krisensituation konfrontierte
Mitgliedstaat als zustindig bestimmt wurde, in einer Grofienordnung von bis zu
100 % des Ubernahmebedarfs, der in dem im Durchfiihrungsbeschluss des Rates

festgelegten Plan fiir Solidaritiitsmaffnahmen ermittelt wurde;

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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)

b)  bei der Anwendung des Buchstabens a dieses Unterabsatzes und falls erforderlich
iibernehmen die beitragenden Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 63 Absatz 7
der Verordnung (EU) 2024/..." die Zustiindigkeit iiber ihren gerechten Anteil

hinaus;

¢)  beider Anwendung der Buchstaben a und b dieses Unterabsatzes gelten Artikel 63
Absiitze 6, 8 und 9 der Verordnung (EU) 2024/..." entsprechend.

Wird die Richtlinie 2001/55/EG in Bezug auf eine Situation aktiviert, die derjenigen
gemiifp Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a entspricht und vereinbaren die Mitgliedstaaten
zum Zeitpunkt der Aktivierung, Artikel 11 der genannten Richtlinie nicht anzuwenden,
so werden keine obligatorischen Verrechnungen gemdf; diesem Artikel vorgenommen.
Wird der betreffende Mitgliedstaat mit dem in Artikel 4 Absatz 3 genannten
Durchfiihrungsbeschluss des Rates ermdichtigt, Artikel 13 anzuwenden, so werden keine

obligatorischen Verrechnungen gemdf diesem Artikel vorgenommen.

Reicht die Anwendung von Absatz 1 dieses Artikels nicht aus, um 100 % des in dem
Durchfiihrungsbeschluss des Rates nach Artikel 4 Absatz 3 ermittelten
Ubernahmebedarfs zu decken, so wird das Hochrangige EU-Migrationsforum gemiifs
Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/..." und nach dem Verfahren gemiifs

Artikel 57 der genannten Verordnung vordringlich wieder einberufen.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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3) Ein begiinstigter Mitgliedstaat kann die anderen Mitgliedstaaten ersuchen, die
Zustindigkeit fiir die Priifung von Antrigen auf internationalen Schutz zu iibernehmen,
fiir die der begiinstigte Mitgliedstaat als zustindig bestimmt wurde, und zwar anstelle

von Ubernahmen nach dem Verfahren des Artikels 69 der Verordnung (EU) 2024/...".

(4) Ist ein beitragender Mitgliedstaat gemdf} Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels oder
Artikel 13 fiir Antriige zustindig geworden, die iiber seinen gerechten Anteil

hinausgehen, so ist er berechtigt,

a) seinen gerechten Anteil an kiinftigen Solidaritiitsbeitrigen im Rahmen der
folgenden jiihrlichen Zyklen nach der Verordnung (EU) 2024/..." entsprechend
der Anzahl an Antriigen, die der betreffende Mitgliedstaat iiber seinen gerechten
Anteil hinaus beigetragen hat, iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren proportional

zu kiirzen, oder

b)  seinen gerechten Anteil an kiinftigen Solidaritiitsbeitrigen, die in einem gemdf}
Artikel 4 Absatz 3 erlassenen Durchfiihrungsbeschluss des Rates festgelegt sind,
entsprechend der Anzahl an Antrigen zu kiirzen, die der betreffende Mitgliedstaat
iiber seinen gerechten Anteil hinaus beigetragen hat; eine solche Kiirzung kann
nur innerhalb von fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt geltend gemacht werden, zu dem
der Durchfiithrungsbeschluss des Rates, der den Mitgliedstaat dazu veranlasst hat,

iiber seinen gerechten Anteil hinauszugehen, nicht mehr in Kraft ist.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(5) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, von der Moglichkeit gemdfi Absatz 4 Gebrauch zu
machen, so teilt er dies der Kommission mit. Die Mitteilung umfasst die Zahl der
Antriige, fiir die der Mitgliedstaat die Zustindigkeit iiber seinen gerechten Anteil hinaus
iibernommen hat, und die Kiirzung, die er im Rahmen der anstehenden jihrlichen
Zyklen gemdp der Verordnung (EU) 2024/..." oder wiihrend der Durchfiihrung eines
bestimmten gemiify Artikel 4 Absatz 3 erlassenen Durchfiihrungsbeschlusses des Rates

vorzunehmen beabsichtigt.

Wenn die Kommission nach Abschluss der Priifung der in Unterabsat; 1 genannten
Mitteilung bestiitigt, dass der betreffende Mitgliedstaat iiber seinen gerechten Anteil
hinaus beigetragen hat, ermdichtigt die Kommission den betreffenden Mitgliedstaat im
Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts, seinen gerechten Anteil um die entsprechende
Anzahl der Antriige zu kiirzen, die dieser Mitgliedstaat iiber seinen gerechten Anteil
hinaus beigetragen hat, im Rahmen der folgenden jihrlichen Zyklen der Verordnung
(EU) 2024/...", bei der Durchfiihrung eines gemif Artikel 4 Absatz 3 erlassenen
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates innerhalb des in Absat; 4 Buchstabe b des
vorliegenden Artikels genannten Zeitraums, um einen anderen Mitgliedstaat zu
unterstiitzen, oder wenn nach Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels eine Verrechnung

der Verantwortlichkeiten erforderlich ist.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(6)

(7)

Kann der Solidaritiitsbedarf anderer Mitgliedstaaten, die begiinstigte Mitgliedstaaten
gemiif} Artikel 58 oder 59 der Verordnung (EU) 2024/..." sind, aufgrund der
Inanspruchnahme der verfiigharen Zusagen im jihrlichen Solidaritiitspool gemdfs
Artikel 4Absatz 5 Buchstabe b dieses Artikels durch den mit einer Krisensituation
konfrontierten Mitgliedstaat nicht bewiiltigt werden, so wird das Hochrangige EU-
Migrationsforum im Einklang mit Artikel 13 der Verordnung (EU) 2024/..." und dem

Verfahren gemdf Artikel 57 der genannten Verordnung vordringlich einberufen.

Ist ein anderer Mitgliedstaat infolge der im Durchfiihrungsbeschluss des Rates gemdf}
Artikel 4 Absatz 3 enthaltenen Mafinahmen, die zur Unterstiitzung des mit einer
Krisensituation konfrontierten Mitgliedstaats notwendig sind, der Auffassung, dass er
einem Migrationsdruck ausgesetzt ist oder mit einer ausgeprigten Migrationslage
gemiify Artikel 2 Nummern 24 bzw. 25 der Verordnung (EU) 2024/..." oder mit einer
Krisensituation konfrontiert ist, so kann der betreffende Mitgliedstaat um
Solidarititsmafinahmen oder eine vollstindige oder teilweise Kiirzung seiner
Solidarititsbeitrige gemdf} der genannten Verordnung oder Solidaritiits- und

Unterstiitzungsmafinahmen gemdpf; der vorliegenden Verordnung ersuchen.

Bei der Priifung des in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung genannten begriindeten
Ersuchens des Mitgliedstaats beriicksichtigt die Kommission zusdtzlich zu den
Informationen gemif; den Artikeln 9 und 10 der Verordnung 2024/..." auch, ob dieser
Mitgliedstaat die Zustindigkeit fiir die Priifung von Antriigen auf internationalen

Schutz iiber seinen gerechten Anteil hinaus iibernommen hat.

+

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

8587/24

abe/BZ/rp 68

ANLAGE GIP.INST DE



KAPITEL 1V

Ausnahmen

Artikel 10
Registrierung von Antriigen auf internationalen Schutz in Krisensituationen oder Situationen

hoherer Gewalt

1) In einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt kann der mit dieser
Situation konfrontierte Mitgliedstaat Antriige, die innerhalb des Zeitraums, in dem
dieser Absatz angewendet wird, gestellt werden, abweichend von Artikel 28 der

Verordnung (EU) 2024/..." spiitestens vier Wochen nach Antragstellung registrieren.

2) Bei der Anwendung von Absatz 1 registriert der betreffende Mitgliedstaat vorrangig
Antrige von Personen mit besonderen Bediirfnissen bei der Aufnahme im Sinne der

Richtlinie (EU) 2024/..."" und von Minderjiihrigen und ihren Familienangehorigen.

A3) Wendet ein Mitgliedstaat Absatz 1 an, so kann er bei der Registrierung Antréigen, die

wahrscheinlich begriindet sind, Vorrang einridumen.

“) In einer Krisensituation nach Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a kann die
Ausnahmeregelung nach Absatz 1 dieses Artikels nur wihrend des Zeitraums
angewendet werden, der im urspriinglichen Durchfiihrungsbeschluss des Rates gemdif}
Artikel 4 Absatz 3 festgelegt ist, und nicht bei spiteren Verlingerungen gemdify Artikel 5
Absiitze 1 oder 2.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

=+ ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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(5)

(6)

Im Einklang mit Artikel 3 der Richtlinie (EU) 2024/..." und der Verordnung

(EU) 2024/..."" stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Antragsteller in der Lage sind,
ihre Rechte gemdf} diesen Instrumenten wirksam in Anspruch zu nehmen und
auszuiiben, sobald sie einen Antrag stellen, unabhdiingig davon, wann die Registrierung
stattfindet. Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen ordnungsgemdpf in einer Sprache, die diese verstehen oder von der
verniinftigerweise angenommen werden kann, dass sie sie verstehen, iiber die
angewandte Mafinahme, iiber den Standort der Registrierungsstellen, einschliefilich der
Grenziibergangsstellen, die fiir die Registrierung und die Einreichung von Antréigen auf

internationalen Schutz zur Verfiigung stehen, sowie iiber die Dauer der Mafinahme.

Wenn ein Mitgliedstaat ein begriindetes Ersuchen nach Artikel 2 Absatz 1 stellt, kann er
der Kommission mitteilen, dass er es als notwendig erachtet, die Ausnahmeregelung
gemdf} Absatz 1 dieses Artikels anzuwenden, bevor er im Rahmen des
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates gemdf} Artikel 4 Absatz 3 dazu ermdchtigt wird,
und gibt die genauen Griinde dafiir an, aufgrund derer ein sofortiges Handeln

erforderlich ist.

In diesem Fall kann der betreffende Mitgliedstaat die Ausnahmeregelung gemdfs
Absatz 1 dieses Artikels fiir einen Zeitraum von hochstens zehn Tagen ab dem auf die
Einreichung des Ersuchens folgenden Tag anwenden, es sei denn, der betreffende
Mitgliedstaat wird in dem Durchfiihrungsbeschluss des Rates gemdify Artikel 4 Absatz 3

ermdchtigt, diese Ausnahmeregelung weiterhin anzuwenden.

++

ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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(7)

Die Verlingerung der Frist fiir die Registrierung von Antriigen auf internationalen
Schutz beriihrt nicht die Verpflichtung zur Einhaltung der in Artikel 15 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2024/..." festgelegten Fristen.

Artikel 11

In einer Krisensituation oder Situation hoherer Gewalt auf das Asylverfahren an der Grenze

()

)

anwendbare Mafinahmen

In einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt konnen die Mitgliedstaaten
bei Antriigen, die innerhalb des Geltungszeitraums des vorliegenden Artikels eingereicht
werden, von Artikel 51 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/..."" abweichen, indem die
Hochstdauer des Grenzverfahrens fiir die Priifung der Antriige gemdf} jenem Artikel
durch einen zusdtzlichen Zeitraum von hochstens sechs Wochen verlingert wird. Dieser
Zeitraum wird nicht zusdtzlich zu der in Artikel 51 Absatz 2 Unterabsatz 3 der

genannten Verordnung genannten Frist angewendet.

In einer Krisensituation gemaf Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a oder einer Situation
hoherer Gewalt kann von Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 45 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2024/... " von der Verpflichtung nicht verlangt werden, Antriige von
Antragstellern gemiify Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe j der genannten Verordnung in
einem Grenzverfahren zu priifen, wenn die Mafinahmen im Notfallplan des betreffenden
Mitgliedstaats gemif; Artikel 32 der Richtlinie (EU) 2024/...""" nicht ausreichen, um

dieser Situation zu begegnen.

++

+++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 15/24 (2016/0132
(COD)) einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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3) In einer Krisensituation gemdf Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a konnen die
Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 45 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/..." den

in Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe j vorgesehenen Schwellenwert auf 5 % herabsetzen.

(4) In einer Krisensituation gemdpf} Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a konnen die
Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 44 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EU) 2024/..."— auch in Fiillen, in denen der Antragsteller ein Staatsangehériger eines
Drittstaats ist oder, bei Staatenlosen, seinen friiheren gewohnlichen Aufenthalt in einem
Drittstaat hatte, in Bezug auf den der Anteil der Entscheidungen der Asylbehorde zur
Gewiihrung internationalen Schutzes nach den neuesten verfiigbaren jihrlichen
Eurostat-Daten im Unionsdurchschnitt 50 % oder weniger betrdgt, sowie in den in
[Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe j der genannten Verordnung genannten Fillen — in
einem Grenzverfahren unter Beriicksichtigung des sich rasch entwickelnden
Schutzbedarfs, der im Herkunftsland auftreten konnte, nach den vierteljihrlichen

Aktualisierungen der Eurostat-Daten iiber die Begriindetheit eines Antrags entscheiden.

* ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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(5)

(6)

(7)

Bei der Anwendung von Absatz 4 oder 5 dieses Artikels priift der betreffende
Mitgliedstaat vorrangig Antrdge auf internationalen Schutz von Personen mit
besonderen Verfahrensbediirfnissen oder besonderen Bediirfnissen bei der Aufnahme
im Sinne der Richtlinie (EU) 2024/..." und der Verordnung (EU) 2024/..."" und von
Minderjihrigen und ihren Familienangehoérigen. Wendet der betreffende Mitgliedstaat
Absatz 3, 4 oder 6 dieses Artikels an, so kann er auch Antriigen auf internationalen

Schutz, die wahrscheinlich begriindet sind, bei der Priifung Vorrang einrdumen.

In einer Krisensituation gemdpf} Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b konnen die
Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 44 Absat; 1 Buchstabe b und Artikel 53 Absatz 2
Buchstabe a der Verordnung (EU) 2024/..."" in einem Grenzverfahren iiber die
Begriindetheit aller Antrige von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen entscheiden,
die instrumentalisiert und innerhalb des Zeitraums, in dem der vorliegende Absatz

angewendet wird, registriert werden.
Bei der Anwendung von Absatz 6 gehen die Mitgliedstaaten wie folgt vor:

a)  Minderjihrige unter ;wolf Jahren und ihre Familienangehorigen sowie Personen
mit besonderen Verfahrensbediirfnissen oder besonderen Bediirfnissen bei der
Aufnahme im Sinne der Richtlinie (EU) 2024/..." und der Verordnung

(EU) 2024/..."" werden vom Grenzverfahren ausgeschlossen, oder

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24 (2016/0224A
(COD)) einfiigen.
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b) die Anwendung des Grenzverfahrens in Bezug auf die folgenden Kategorien von
Antragstellern wird eingestellt, wenn auf der Grundlage einer Einzelfallpriifung

festgestellt wird, dass ihre Antrige wahrscheinlich begriindet sind:
i)  Minderjihrige unter ;wolf Jahren und ihre Familienangehoérigen und

ii)  vulnerable Personen mit besonderen Verfahrensbediirfnissen oder

besonderen Bediirfnissen bei der Aufnahme im Sinne der Richtlinie

(EU) 2024/..." und der Verordnung (EU) 2024/.."".

Dieser Absatz lisst den verpflichtenden Charakter des Grenzverfahrens gemdify
Artikel 46 der Verordnung (EU) 2024/..."" unberiihrt.

o) Wird der betreffende Mitgliedstaat ermdchtigt, die Ausnahmeregelung gemdify Absatz 6
dieses Artikels anzuwenden, so wird in dem Durchfiihrungsbeschluss des Rates gemdfy
Artikel 4 Absatz 3 angegeben, ob Absatz 7 Buchstabe a oder b auf der Grundlage der
Angaben des betreffenden Mitgliedstaats gemiifp Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d

Anwendung findet.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.

- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24 (2016/0224A
(COD)) einfiigen.

8587/24 abe/BZ/tp 74

ANLAGE GIP.INST DE



)

Der mit einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt konfrontierte
Mitgliedstaat wendet die in den Absiitzen 4 und 6 dieses Artikels vorgesehenen
Ausnahmen von den Asylverfahrensregeln nicht an oder beendet deren Anwendung,
wenn gemdf} Artikel 53 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2024/..."
medizinische Griinde fiir die Nichtanwendung des Grenzverfahrens vorliegen oder wenn
Antragstellern mit besonderen Bediirfnissen bei der Aufnahme im Sinne der Richtlinie
(EU) 2024/..."" oder mit besonderen Verfahrensbediirfnissen gemiiff Artikel 53 Absatz 2
Buchstabe c der Verordnung (EU) 2024/..." nicht die erforderliche Unterstiitzung

bereitgestellt werden kann.

(10) Bei der Anwendung der in diesem Artikel genannten Ausnahmen gelten die Grundsdtze
des Rechts auf Asyl und die Achtung des Grundsatzes der Nichtzuriickweisung sowie die
in den Kapiteln I und II der Verordnung (EU) 2024/..." festgelegten Garantien, damit
die Rechte von Personen, die internationalen Schutz suchen, einschlieflich des Rechts
auf einen wirksamen Rechtsbehelf, geschiit:t sind.

Organisationen und Personen, die nach nationalem Recht befugt sind, Beratungs- und
Unterstiitzungsleistungen zu erbringen, haben effektiven Zugang zu Antragstellern in
Hafteinrichtungen und an Grenziibergangsstellen. Die Mitgliedstaaten diirfen
Beschrinkungen solcher Titigkeiten nur verhingen, wenn sie nach Mafigabe des
nationalen Rechts fiir die Sicherheit, die offentliche Ordnung oder die Verwaltung der
Hafteinrichtung objektiv erforderlich sind und sofern der Zugang dadurch nicht
erheblich behindert oder unmaoglich gemacht wird.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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(11)

Die in diesem Artikel vorgesehenen Ausnahmeregelungen beriihren nicht das Verfahren
zur Bestimmung des zustindigen Mitgliedstaats im Rahmen der Verordnung (EU)
2024/...". Ist dieses Verfahren linger als die Hochstdauer des Asylverfahrens an der
Grenze in einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt, so wird das
Verfahren und das restliche Asylverfahren im Hoheitsgebiet des die Zustindigkeit
bestimmenden Mitgliedstaats gemiifp Artikel 51 der Verordnung (EU) 2024/...""

abgeschlossen.

Artikel 12

Verlingerung der festgelegten Fristen fiir Aufnahmegesuche, Wiederaufnahmemitteilungen und

Uberstellungen in einer Krisensituation gemif Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a oder einer

(D

Situation hoherer Gewalt

In einer Krisensituation gemdpf} Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a oder in einer Situation
hoherer Gewalt, die es dem mit einer solchen Situation konfrontierten Mitgliedstaat
unmaoglich macht, die in den Artikeln 39, 40, 41 und 46 der Verordnung (EU) 2024/..."
festgelegten Fristen einzuhalten oder Personen aufzunehmen, fiir die er nach der
genannten Verordnung zustindig ist, kann der Mitgliedstaat von allen in den

Artikeln 39, 40 und 41 sowie in Artikel 46 der genannten Verordnung festgelegten

Fristen gleichzeitig abweichen.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24 (2016/0224A
(COD)) einfiigen.
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(2) Wendet ein Mitgliedstaat die in Absatz 1 dieses Artikels vorgesehene Ausnahmeregelung

an, SO muss er

@)

b)

d)

ein Aufnahmegesuch nach Artikel 39 der Verordnung (EU) 2024/..." innerhalb

von vier Monaten nach dem Tag stellen, an dem der Antrag registriert wurde,

auf ein Aufnahmegesuch nach Artikel 40 der Verordnung (EU) 2024/..." innerhalb

von zwei Monaten nach Eingang des Gesuchs antworten,

eine Wiederaufnahmemitteilung nach Artikel 41 der Verordnung (EU) 2024/..."
innerhalb eines Monats nach Erhalt der Eurodac-Treffermeldung iibermitteln
oder den Eingang innerhalb eines Monats nach einer solchen Mitteilung

bestitigen und

eine Uberstellung nach Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/..."
innerhalb eines Jahres nach der Annahme des Aufnahmegesuchs, der Bestitigung
der Wiederaufnahmemitteilung durch einen anderen Mitgliedstaat oder der
rechtskriftigen Entscheidung iiber einen Rechtsbehelf gegen eine
Uberstellungsentscheidung oder iiber deren Uberpriifung, die nach Artikel 43

Absatz 3 der genannten Verordnung aufschiebende Wirkung hat, vornehmen.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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(3) Hiilt der in Absatz 1 genannte Mitgliedstaat die Fristen nach Absatz 2 Buchstabe a, b
oder d des vorliegenden Artikels nicht ein, so liegt die Zustindigkeit fiir die Priifung des
Antrags auf internationalen Schutz nach der Verordnung (EU) 2024/..." bei ihm oder

wird ihm iibertragen.

(4) Findet Absatz 1 des vorliegenden Artikels Anwendung, so werden Uberstellungen gemifs
Artikel 46 der Verordnung (EU) 2024/..." an den zustindigen Mitgliedstaat, der mit einer
Krisensituation gemdify Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung
oder einer Situation hoherer Gewalt konfrontiert ist, erst dann durchgefiihrt, wenn
dieser Mitgliedstaat nicht mehr mit dieser Situation konfrontiert ist, es sei denn, der
zustindige Mitgliedstaat hat aufgrund der individuellen Umstinde des Antragstellers der
Aufnahme der betreffenden Person zugestimmt. Findet die Uberstellung innerhalb eines
Jahres nach der Annahme des Aufnahmegesuchs, der Bestiitigung der
Wiederaufnahmemitteilung durch einen anderen Mitgliedstaat oder der rechtskriiftigen
Entscheidung iiber einen Rechtsbehelf gegen eine Uberstellungsentscheidung oder iiber
deren Uberpriifung, die nach Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/..."
aufschiebende Wirkung hat, auch aufgrund des Fortbestehens der in Artikel 1 Absatz 4
Buchstabe a der vorliegenden Verordnung genannten Krisensituation oder der Situation
hoherer Gewalt, nicht statt, so wird der zustindige Mitgliedstaat, der mit dieser Situation
konfrontiert ist, abweichend von Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/..." von
seinen Verpflichtungen zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person

entbunden, und die Zustindigkeit dem iiberstellenden Mitgliedstaat iibertragen.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
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Artikel 13
Ausnahmen von der Pflicht zur Wiederaufnahme eines Antragstellers im Fall von

auflergewohnlichen Massenankiinften

(1) Abweichend von Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 38 Absatz 4 der
Verordnung (EU) 2024/..., in einer Krisensituation gemdf; Artikel 1 Absatz 4
Buchstabe a der vorliegenden Verordnung, wenn die Massenankiinfte von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen von solch auflergewohnlichem Ausmaf und
solch auflergewohnlicher Intensitiit sind, dass sie ein ernstes Risiko schwerwiegender
Miingel bei der Behandlung von Antragstellern bergen konnen und somit zu einer
ernsten Gefahr dafiir werden, dass das Gemeinsame Europdische Asylsystem nicht mehr
Sfunktionsfiihig ist, kann ein mit dieser Situation konfrontierter Mitgliedstaat von seiner

Verpflichtung entbunden werden,

a)  einen Antragsteller, einen Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen, fiir den
dieser Mitgliedstaat gemiiff Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/..."" als
zustindiger Mitgliedstaat bestimmt wurde, wieder aufzunehmen, — wenn diese
Zustindigkeit gemdf} Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/..." festgelegt

wurde — oder

b)  einen Antragsteller gemdf} Artikel 38 Absatz; 4 der Verordnung (EU) 2024/...*

wieder aufzunehmen.

Der vorliegende Absat; findet nur Anwendung, wenn der Antrag in dem mit der
Situation konfrontierten Mitgliedstaat innerhalb des Zeitraums, der in dem in Artikel 4
Absatz 3 dieser Verordnung genannten Durchfiithrungsbeschluss des Rates festgelegt ist,
und hochstens vier Monate vor dem Datum der Annahme dieses

Durchfiihrungsbeschlusses des Rates registriert wurde.

- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 15/24 (2016/0132
(COD)) einfiigen.
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)

3)

Findet Absatz 1 des vorliegenden Artikels Anwendung und wurde der mit dieser

Situation konfrontierte Mitgliedstaat gemdify Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2024/..." als zustindig bestimmt, so wird dieser Mitgliedstaat von seiner Verpflichtung
zur Wiederaufnahme der betreffenden Person entbunden, und die Zustindigkeit wird

auf den Mitgliedstaat iibertragen, in dem der zweite Antrag registriert wurde.

Der Mitgliedstaat, der gemdifp Unterabsatz 1 dieses Absatzes zustindig wird, gibt in
Eurodac an, dass er gemiiff Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/..."" zum

zustindigen Mitgliedstaat geworden ist.

Findet Absatz 1 dieses Artikels Anwendung und ist der mit dieser Situation konfrontierte
Mitgliedstaat gemiifi Artikel 38 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/..." verpflichtet,
einen Antragsteller wieder aufzunehmen, so wendet — abweichend von Artikel 28
Absitze 2 und 4 der Verordnung (EU) 2024/..." — der Mitgliedstaat, in dem der zweite
Antrag registriert ist, die Verfahren nach Teil 111 jener Verordnung mit Ausnahme von
Artikel 16 Absatz 2, Artikel 17 Absditze 1 und 2, Artikel 25 Absatz 5 und Artikel 33
Absitze 1 und 2 an, und die Verpflichtung zur Wiederaufnahme eines Antragstellers

gemiify Artikel 28 Absatz 4 wird auf diesen Mitgliedstaat iibertragen.

Kann nach Unterabsatz 1 dieses Absatzes kein zustindiger Mitgliedstaat bestimmt
werden, so ist der Mitgliedstaat, in dem der zweite Antrag registriert wurde, fiir die
Priifung des Antrags auf internationalen Schutg zustindig. Antriige auf internationalen
Schutz, fiir die ein Mitgliedstaat vor dem Datum der Annahme des in Artikel 4 Absatz 3
der vorliegenden Verordnung genannten Durchfiihrungsbeschlusses des Rates eine
Wiederaufnahmemitteilung gemdf Artikel 41 der Verordnung (EU) 2024/..." iibermittelt

hat, bleiben von diesem Unterabsatz; unberiihrt.

Der Mitgliedstaat, der gemdfp Unterabsatz 2 dieses Absatzes zustindig wird, gibt in
Eurodac an, dass er gemiiff Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/..." zum

zustindigen Mitgliedstaat geworden ist.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.
ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 15/24 (2016/0132
(COD)) einfiigen.

8587/24

abe/BZ/rp 80

ANLAGE GIP.INST DE



Kapitel V
Rasches Verfahren

Artikel 14

Rasches Verfahren

(1) Legen objektive Umstinde nahe, dass Antrige auf internationalen Schutz von Gruppen
von Antragstellern aus einem bestimmten Herkunftsland oder aus einem Land ihres
vorherigen gewohnlichen Aufenthalts oder aus einem Teil eines solchen Landes oder
aufgrund der in der Verordnung (EU) 2024/..." festgelegten Kriterien begriindet sein
konnten, so kann die Kommission nach Abstimmung mit dem Hochrangigen
EU-Migrationsforum eine Empfehlung fiir die Anwendung eines raschen Verfahrens
erlassen, indem sie alle sachdienlichen Informationen bereitstellt, um insbesondere die
Anwendung von Artikel 13 Absatz 11 Buchstabe a und Artikel 34 Absatz 5 Buchstabe a
der Verordnung (EU) 2024/..."" durch die Asylbehérden zu erleichtern.

2) Wenn die Asylbehorde nach dem Erlass einer in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Empfehlung Artikel 13 Absatz 12 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2024/...**
anwendet, um auf die personliche Anhéorung zu verzichten, und Artikel 34 Absatz 5
Buchstabe a der genannten Verordnung anwendet, um die Priifung des Antrags
vorzuziehen, weil er wahrscheinlich begriindet ist, stellt sie abweichend von Artikel 35
Absatz 4 der genannten Verordnung sicher, dass die Priifung der Begriindetheit des

Antrags spiitestens vier Wochen nach Einreichung des Antrags abgeschlossen wird.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 15/24 (2016/0132
(COD)) einfiigen.

* ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 70/23 (2016/0223
(COD)) einfiigen.

- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 2024/... (2016/0224A
(COD)) einfiigen.
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3) Bei der Priifung, ob eine Empfehlung nach Absatz 1 zu erlassen ist, kann die

Kommission die einschliigigen Agenturen der Union, UNHCR und andere einschligige

Organisationen konsultieren.

Kapitel VI

Schlussbestimmungen

Artikel 15

Besondere Bestimmungen und Garantien

Wendet der betreffende Mitgliedstaat in einer Krisensituation eine Ausnahmeregelung nach den
Artikeln 10 bis 13 an, so unterrichtet er die Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen
ordnungsgemdpf in einer Sprache, die diese verstehen oder von der verniinftigerweise
angenommen werden kann, dass sie sie verstehen, iiber die angewandten Mafinahmen, iiber den
Standort der Registrierungsstellen, einschlieflich der Grenziibergangsstellen, die fiir die

Registrierung und die Einreichung von Antrigen auf internationalen Schutg zur Verfiigung

stehen, sowie iiber die Dauer der Maffnahmen.
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Artikel 16

Krisenvorsorge

(1) Die von den Mitgliedstaaten gemdp Artikel 7 der Verordnung (EU) 2024/..." festgelegten

nationalen Strategien umfassen auch

a)

b)

Priventivmafinahmen zur Gewdhrleistung einer ausreichenden Vorsorge und zur
Verringerung des Risikos von Krisensituationen und eine Notfallplanung unter
Beriicksichtigung der Notfallplanung gemdf den Verordnungen (EU) 2021/2303
und (EU) 2019/1896 und der Richtlinie (EU) 2024/..."" sowie der Berichte der
Kommission, die im Rahmen des Vorsorge- und Krisenplans fiir Migration

veroffentlicht wurden;

eine Analyse der Mafinahmen, die zur Reaktion auf eine Krisensituation oder eine
Situation hoherer Gewalt in dem betreffenden Mitgliedstaat und zu deren
Behebung erforderlich sind, einschliefilich Mafinahmen zum Schutz der Rechte
von Personen, die internationalen Schutz oder sonstige Formen des Schutzes

beantragen oder geniefien.

2) Fiir die Zwecke von Absatz 1 konnen die Mitgliedstaaten die Kommission und die

einschliigigen Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, insbesondere die

Asylagentur, und, soweit angemessen, die regionalen und lokalen Behérden

konsultieren, sofern dies im Einklang mit dem nationalen Recht steht.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

- ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222
(COD)) einfiigen.
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3)

()

2

Die Mitgliedstaaten iiberarbeiten erforderlichenfalls die gemdf Artikel 7 der
Verordnung (EU) 2024/..." erstellten nationalen Strategien, spiitestens jedoch ein Jahr

nach Beendigung der Krisensituation gemdify Artikel 5 der vorliegenden Verordnung.

Artikel 17

Zusammenarbeit und Bewertung

Um die reibungslose Anwendung der im Durchfithrungsbeschluss des Rates nach
Artikel 4 Absatz 3 der vorliegenden Verordnung enthaltenen Mafinahmen zu
gewdhrleisten, beruft der EU-Solidarititskoordinator unmittelbar nach dem Erlass
dieses Durchfiihrungsbeschlusses des Rates eine erste Sitzung der Fachebene des
EU-Migrationsforums gemdf} Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2024/..." ein.
Nach dieser ersten Sitzung tritt die Fachebene des EU-Migrationsforums so oft wie notig

Iusammen.

Der mit einer Krisensituation konfrontierte Mitgliedstaat kann die Unterstiitzung aller
Behorden, die kurzfristig in der Lage sind, das Personal ihrer zustindigen Behorden im
Einklang mit Artikel 5 der Verordnung (EU) 2024/..."" aufzustocken, und die
Unterstiitzung durch von der Asylagentur entsandte Experten im Einklang mit Artikel 5
Buchstabe a der genannten Verordnung und Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe b und
Artikel 21 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2021/2303 anfordern.

++

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 21/24 (2020/0279
(COD)) einfiigen.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.
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3)

“)

(&)

(6)

Die Kommission, das Europiiische Parlament, der Rat, die einschliigigen Agenturen der
Union und der mit einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt
konfrontierte Mitgliedstaat arbeiten eng zusammen und unterrichten einander
regelmdpfig iiber die Umsetzung des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates gemdify
Artikel 4 Absatz 3.

Der mit einer Krisensituation oder einer Situation hoherer Gewalt konfrontierte
Mitgliedstaat meldet der Kommission weiterhin alle fiir die Durchfiihrung dieser
Verordnung relevanten Daten, einschlieflich Statistiken. Der betreffende Mitgliedstaat
iibermittelt der Kommission auch die fiir die Uberpriifung nach Artikel 6 Absatz 3 und
fiir den Vorschlag zur Aufhebung oder Verlingerung des Durchfiihrungsbeschlusses
des Rates erforderlichen spezifischen Informationen sowie alle sonstigen Informationen,

die die Kommission gegebenenfalls anfordern kann.

Der mit einer Krisensituation oder einer Situation héoherer Gewalt konfrontierte
Mitgliedstaat arbeitet weiterhin eng mit UNHCR und anderen Organisationen, die der
Mitgliedstaat mit Aufgaben gemdfy dem vorliegenden Kapitel, der Verordnung (EU)
2024/..." und der Richtlinie (EU) 2024/..." " betraut hat, zusammen.

Bei der Ausiibung ihrer Befugnisse und der Wahrnehmung ihrer Zustiindigkeiten
gemdf; dem vorliegenden Artikel stellen die Kommission und der Rat jederzeit sicher,

dass die Grundsiitze der Erforderlichkeit und der Verhiltnismdfigkeit gewahrt werden.

++

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 16/24
(2016/0224A(COD)) einfiigen.

ABI.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfiigen.
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()

2)

Artikel 18

Finanzielle Unterstiitzung

Mitgliedstaaten, die eine Ubernahme als Solidarititsmafinahme durchfiihren, kénnen
unter den in Artikel 11 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2021/1147 festgelegten
Bedingungen finanzielle Unterstiitzung der Union erhalten, einschlieflich fiir
Mapnahmen zur friihzeitigen Integration, die von regionalen und lokalen Behorden

durchgefiihrt werden.

Einem Mitgliedstaat, der sich in einer Krisensituation befindet, kann Soforthilfe gemdif3
Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2021/1147 gewdiihrt werden, auch
fiir den Bau, die Instandhaltung und die Instandsetzung von Aufnahmeeinrichtungen,
die fiir die Durchfiihrung dieser Verordnung erforderlich sind, im Einklang mit den in

der Richtlinie (EU) 2024/..." vorgesehenen Standards.
Artikel 19

Anderung der Verordnung (EU) 2021/1147

In Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1147 wird folgender Buchstabe angefiigt:

»ba)

eine Krisensituation im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung

(EU) 2024/... des Europiiischen Parlaments und des Rates™ . “

Verordnung (EU) 2024/... des Europiiischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Bewiltigung von Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt im Bereich
Migration und Asyl und zur /i'ndemng der Verordnung (EU) 2021/1147 (ABI. L ..., ELI:
)

++

ABL.: Bitte die Nummer der Richtlinie in Dokument PE-CONS 69/23 (2016/0222 (COD))
einfligen.

ABI.: Bitte die Nummer der Verordnung in Dokument PE-CONS 19/24
(2020/0277(COD)) in den Text und die Nummer, das Datum, den Titel, die
Amtsblattfundstelle und ELI der genannten Verordnung in die Fullnote einfiligen.
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Artikel 20
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.
Sie gilt ab dem ... [erster Tag des fiinfundzwanzigsten Monats nach ihrem Inkrafttreten].

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemal den Vertragen unmittelbar in

den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu ... am ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Die Prdsidentin Der Prdsident/Die Prdsidentin
8587/24 abe/BZ/rp 87

ANLAGE GIP.INST DE



	I. EINLEITUNG
	II. ABSTIMMUNG
	P9_TA(2024)0178
	Bewältigung von Krisensituationen und Situationen höherer Gewalt
	Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. April 2024 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Bewältigung von Krisensituationen und Situationen höherer Gewalt im Bereich Migration und Asyl ...



		2024-04-26T15:08:19+0000
	 Guarantee of Integrity and Authenticity


	



